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Die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union (EU) legen jährlich bis Ende April ihre 
mittelfristigen Finanzplanungen der Eu-
ropäischen Kommission und dem Rat der 
Wirtschafts- und Finanzminister (ECOFIN-
Rat) vor. Mit den so genannten aktualisier-
ten Stabilitätsprogrammen kommen die 
Mitgliedstaaten des Euroraums den Bestim-
mungen des Stabilitäts- und Wachstum-
spakts nach. Alle weiteren EU-Staaten haben 
entsprechend den Vorgaben des Paktes ak-
tualisierte Konvergenzprogramme vorzule-
gen.

Das Bundeskabinett hat die vorliegende 
Aktualisierung des deutschen Stabilitäts-
programms am 15. April 2015 gebilligt. Das 
Programm folgt den Vereinbarungen der 
EU zu Form und Inhalt der Stabilitäts- 
und Konvergenzprogramme („Verhaltens-
kodex“). Die Bundesregierung hat die vor-
liegende Aktualisierung des deutschen Sta-
bilitätsprogramms auch an die zuständigen 
Fachausschüsse des Deutschen Bundestags, 
die Finanzministerkonferenz und den Sta-
bilitätsrat übermittelt. Nach der Befassung 
im ECOFIN-Rat wird sie auch die Ratsstel-
lungnahme zum Programm an diese Stellen 
übersenden.

In der Vergangenheit hatte die Europäische 
Kommission den Finanzplan des Bundes als 
mittelfristige Finanzplanung gemäß Artikel 
4 der Verordnung (EU) Nr. 473/2013 über die 
gemeinsamen Bestimmungen für die Über-
wachung und Bewertung der Übersichten 
über die Haushaltsplanung angesehen. Das 
Stabilitätsprogramm enthält darüber hinaus 
die Finanzplanung aller staatlichen Ebenen 
(Bund, Länder, Kommunen und Sozialver-
sicherungen), so dass die Bundesregierung 
mit Vorlage des aktualisierten Programms 
für das Jahr 2015 ihrer Verpflichtung zur 
Übermittlung der nationalen mittelfristigen 
Finanzplanung gemäß genannter Verord-
nung nachkommt.

Das Bundesministerium der Finanzen 
veröffentlicht das aktualisierte Stabilitäts-
programm sowie die Programme der ver-
gangenen Jahre auf der Seite: 
http://www.bundesfinanzministerium.de

Die Programme aller EU-Mitgliedstaaten 
sowie die entsprechenden Analysen der Eu-
ropäischen Kommission und die Empfeh-
lungen des ECOFIN-Rats sind auf der Seite 
der Europäischen Kommission veröffent-
licht:
http://ec.europa.eu/economy_finance/eco-
nomic_governance/sgp/convergence/in-
dex_en.htm

Vorbemerkung zum deutschen  
Stabilitätsprogramm 2015
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Das deutsche Stabilitätsprogramm für das 
Jahr 2015 verdeutlicht: Durch entschlos-
senes Handeln gelang es der Bundesregie-
rung, die Staatsfinanzen in Deutschland 
wieder auf den richtigen Kurs zu bringen. 
Im Jahr 2014 erzielte der Staatshaushalt 
von Bund, Ländern, Kommunen und Sozi-
alversicherungen zum dritten Mal in Folge 
einen leichten Überschuss. Der gesamt-
staatliche Schuldenstand konnte dadurch 
seit dem Höchststand im Jahr 2010 deutlich 
zurückgeführt werden; er betrug Ende des 
Jahres 2014 noch 74,7 % des Bruttoinlands-
produkts (BIP) und wird in diesem Jahr auf 
voraussichtlich 71 ½ % sinken. Den Planun-
gen zufolge soll die gesamtstaatliche Schul-
denquote kontinuierlich und spätestens bis 
zum Jahr 2023 unter die erlaubte Maast-
richt-Obergrenze von 60 % des BIP sinken. 
Bereits im Jahr 2016 soll die 70 %-Marke un-
terschritten werden. Alle weiteren im letzt-
jährigen Stabilitätsprogramm festgelegten 
finanzpolitischen Ziele hat Deutschland in 
vollem Umfang erreicht.

Die Bundesregierung konnte bereits im 
Jahr 2014 – und somit ein Jahr früher als ge-
plant – den Bundeshaushalt ohne Neuver-
schuldung ausgleichen. Für dieses Jahr hat 
der Bundestag am 28. November 2014 einen 
Haushalt beschlossen, der ebenfalls ohne 
Neuverschuldung auskommen soll, dies gilt 
auch für den Entwurf des Nachtragshaus-

halts für 2015. Die Bundesregierung wird 
an ihrem Ziel der „Schwarzen Null“ für den 
Bundeshaushalt dauerhaft festhalten: Für 
die Jahre ab 2016 hat sie dieses Ziel mit Be-
schluss der so genannten finanzpolitischen 
Eckwerte am 18. März 2015 erneut bekräf-
tigt.

Deutschland ist entschlossen, weiter-
hin alle nationalen und europäischen fi-
nanzpolitischen Vorgaben zu erfüllen. Das 
mittelfristige Haushaltsziel eines struktu-
rellen gesamtstaatlichen Finanzierungsde-
fizits von höchstens 0,5 % des BIP wird mit 
gebührendem Sicherheitsabstand eingehal-
ten. Die deutsche Konjunkturlage ist robust, 
das Wirtschaftswachstum liegt oberhalb des 
Trendwachstums, die Beschäftigung wird 
auch in diesem Jahr mit über 42,8 Mio. Er-
werbstätigen einen neuen Rekordstand er-
reichen. Zudem erleichtert das anhaltende 
Niedrigzinsumfeld die Haushaltskonsolidie-
rung in Deutschland wie auch in anderen 
Euro-Mitgliedstaaten. Um für eine Norma-
lisierung der globalen Wirtschafts- und Fi-
nanzlage gewappnet zu sein, wird Deutsch-
land die außergewöhnlichen günstigen Vo-
raussetzungen gezielt nutzen und seinen 
finanzpolitischen Reformkurs konsequent 
fortsetzen. Dies ist ein wichtiger Leitge-
danke der strategischen Ausrichtung der 
deutschen Finanzpolitik.

1. Zusammenfassung
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Ein weiteres wichtiges Anliegen ist es, 
den Ansatz der wachstumsorientierten Kon-
solidierung erfolgreich zu verstetigen. Mit 
dieser Strategie schafft die Bundesregie-
rung finanzpolitische Spielräume, um die 
öffentlichen Haushalte zukunftsorientiert 
auszurichten. So hat die Bundesregierung 
beschlossen, den Anteil der Investitionen 
und damit die Wachstumsorientierung im 
Bundeshaushalt noch einmal deutlich zu 
steigern. Zusätzlich entlastet die Bundesre-
gierung die Länder und Kommunen, damit 
diese gezielt ihren Anteil zu den Zukunfts-
feldern Bildung, Forschung und Infrastruk-
tur beitragen.

Die konkreten wachstumsfördernden 
Maßnahmen sind im Nationalen Reform-
programm 2015 detailliert dargestellt, das 
am 1. April 2015 von der Bundesregierung 
beschlossen und innerhalb des Monats Ap-
ril der Europäischen Kommission und dem 
ECOFIN-Rat vorgelegt wird. Darin werden 
auch die Fortschritte Deutschlands im Rah-
men der Wachstumsstrategie Europa 2020 
sowie bei der Umsetzung der an Deutsch-
land gerichteten länderspezifischen Emp-
fehlungen 2014 des Europäischen Rates 
aufzeigt. Zudem berichtet es über die Um-
setzung des Aktionsprogramms 2014 und 
enthält das Aktionsprogramm 2015 für den 
Euro-Plus-Pakt. Die im Nationalen Reform-
programm enthaltenen finanzwirksamen 
Maßnahmen sind zugleich Bestandteil der 
finanzpolitischen Strategie und der Projek-
tion der öffentlichen Haushalte des Stabili-
tätsprogramms.

ZUSAMMENFASSUNG
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2. Gesamtwirtschaftliches Umfeld in Deutschland

Kurz- und mittelfristige Perspektiven 
der Gesamtwirtschaft 2015 - 2019

Die deutsche Wirtschaft konnte sich im 
Jahr 2014 in einem schwierigen weltwirt-
schaftlichen Umfeld gut behaupten. Den 
Konjunkturindikatoren zufolge dürfte sich 
die Ausweitung der gesamtwirtschaftlichen 
Aktivität zu Beginn dieses Jahres fortsetzen. 
Zudem sind die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen für die Unternehmen weiter-
hin günstig (günstige Finanzierungsbedin-
gungen, gute Gewinnsituation). Stützend 
dürften ebenfalls die niedrigen Rohölpreise 
wirken, die zum einen eine direkte Kosten-
senkung für die Unternehmen darstellen 
und zum anderen die Kaufkraft der Konsu-
menten stärken. Zusätzlich stimuliert der 
niedrige Euro-Wechselkurs die Exporttätig-
keit der Unternehmen. Die Bundesregierung 
erwartet in ihrer Jahresprojektion für dieses 
Jahr einen Anstieg des preisbereinigten BIP 
von 1,5 %. Das Wirtschaftswachstum liegt 
damit leicht über dem Wachstum des Pro-
duktionspotenzials.

Das Wirtschaftswachstum wird 2015 rein 
rechnerisch von der Inlandsnachfrage ge-
tragen. Der private Konsum steigt preisbe-
reinigt voraussichtlich um 1,6 % und setzt 
damit maßgebliche Wachstumsimpulse. Da-
bei profitieren die privaten Konsumausga-
ben von einer anhaltenden Einkommens- 
und Beschäftigungszunahme. So dürften die 
Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer 
um 3,2 % steigen und damit etwas stärker 
als im Vorjahr (+2,7 %). Die Bruttolöhne und 
-gehälter insgesamt erhöhen sich bei an-
haltendem Beschäftigungsaufbau um 3,7 %. 
Die Nettolöhne und -gehälter nehmen et-
was weniger stark als die entsprechende 
Bruttogröße zu (+2,6 %). Zusammen mit der 
Ausweitung der monetären Sozialleistungen 
und einem Anstieg der Selbständigen- und 
Vermögenseinkommen der privaten Haus-
halte werden die verfügbaren Einkommen 
voraussichtlich um 2,7 % beschleunigt zu-
nehmen. Darüber hinaus wird die Kaufkraft 
der Verbraucher dadurch gestärkt, dass das 
Preisniveau lediglich moderat ansteigt. Vom 
Staatskonsum sind in diesem Jahr ebenfalls 
positive Wachstumsimpulse zu erwarten.
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Die Unternehmen werden ihre Investi-
tionen in Ausrüstungen trotz guter Finan-
zierungsbedingungen zunächst nur zöger-
lich ausweiten, da sich die internationalen 
Absatzperspektiven erst allmählich verbes-
sern. Die Unsicherheiten aufgrund der geo-
politischen Krisen bleiben weiter bestehen. 
Darüber hinaus sind die Produktionskapa-
zitäten der deutschen Wirtschaft noch leicht 
unterausgelastet, so dass Investitionen zur 
Kapazitätsausweitung nur zögerlich getä-
tigt werden. Die Bauinvestitionen werden 
im Jahr 2015 ebenfalls eher moderat ausge-
weitet. Hierbei dürfte sich der private Woh-
nungsbau – basierend auf einem robusten 
Arbeitsmarkt, Einkommenszuwächsen der 
privaten Haushalte und sehr niedrigen Zin-
sen – günstiger entwickeln als der private 
Nichtwohnungsbau.

Das weltwirtschaftliche Wachstum wird 
in diesem Jahr gemäß den Erwartungen in-
ternationaler Organisationen nur wenig dy-
namischer sein als im Jahr 2014. Aufgrund 
dieser moderaten Dynamik und wegen der 
weiter vorhandenen geopolitischen Risiken 
werden sich die preisbereinigten Exporte 
in diesem Jahr voraussichtlich mit einer 
Rate von 3,6 % erhöhen. Dabei sind leicht 
positive Impulse von der Erholung im Eu-
roraum unterstellt. Auch die Abwertung des 
Euro gegenüber dem US-Dollar dürfte die 
Exporttätigkeit etwas begünstigen. Die Zu-
nahme der Ausfuhren und die merkliche 
Ausweitung der Inlandsnachfrage, insbe-
sondere des privaten Konsums, tragen zum 
Anstieg der Importe bei. Insgesamt wird 
vom Außenbeitrag allenfalls ein geringer 
rechnerischer positiver Wachstumsimpuls 
erwartet.

Der Arbeitsmarkt erwies sich im vergan-
genen Jahr als sehr robust. Der Beschäfti-
gungsaufbau beschleunigte sich leicht (Jah-
resdurchschnitt 2014 +371 000 Personen, 
+0,9 %), während die Arbeitslosenzahl sank 
(-52 000 Personen). Auch in diesem Jahr 
wird die Arbeitslosigkeit leicht zurückge-
hen (2015: -40 000 Personen). Die Erwerbs-
tätigkeit wird voraussichtlich um 0,4 %  
(+170 000) steigen.

In Deutschland verläuft die Preisniveau-
entwicklung in ruhigen Bahnen. Im vergan-
genen Jahr stieg der Verbraucherpreisin-
dex nur moderat an (+0,9 %). Dabei wurde 
die Inflation vor allem von rückläufigen 
Energiepreisen gedämpft. Für dieses Jahr 
wird mit einem geringeren Anstieg gerech-
net. Die Kerninflationsrate dürfte mit 1,4 % 
leicht über dem langjährigen Durchschnitt 
liegen. Deflationäre Tendenzen zeichnen 
sich daher nicht ab.

Im Jahr 2014 ist das BIP leicht stärker 
gewachsen als das gesamtwirtschaftliche 
Produktionspotenzial. Die negative Produk-
tionslücke hat sich daher gegenüber dem 
Jahr 2013 nur wenig verringert. Vor dem 
Hintergrund der kurz- und mittelfristigen 
Wachstumserwartungen wird sich die ge-
samtwirtschaftliche Unterauslastung in die-
sem Jahr erneut nur leicht reduzieren. Für 
das Jahr 2016 projiziert die Bundesregierung 
eine Zunahme der gesamtwirtschaftlichen 
Aktivität um 1,6 %. In der Mittelfristpro-
jektion für den Zeitraum 2017-2019 wird 
eine durchschnittliche Wachstumsrate des 
BIP von gut 1 ¼ % p. a. angenommen sowie 
eine durchgängig positive Entwicklung am 
Arbeitsmarkt. Die Zahl der Erwerbstätigen 
wird bis zum Jahr 2019 entsprechend auf 
etwa 43,1 Mio. Personen steigen. Das Poten-
zialwachstum wird im Zeitraum 2017-2019 
auf rund 1 ¼ % veranschlagt. Damit schließt 
sich annahmegemäß die negative Produk-
tionslücke bis zum Ende des mittelfristigen 
Projektionszeitraums.

GESAMTWIRTSCHAFTLICHES UMFELD IN DEUTSCHLAND
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Abbildung 1:  Bruttoinlandsprodukt, preisbereinigt
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3.1 Vorgaben des Stabilitäts-   
 und Wachstumspakts und  
 des Fiskalvertrags und  
 Richtungsentscheidungen  
 des ECOFIN-Rates

Der Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) 
setzt finanzpolitische Obergrenzen für 
Haushaltsdefizit und Schuldenstand. Deren 
Einhaltung und damit gesunde öffentliche 
Finanzen schaffen die Voraussetzungen für 
Preisniveaustabilität und ein starkes, nach-
haltiges Wachstum in Europa. Deutschland 
befindet sich im sogenannten präventiven 
Arm des SWP, da die finanzpolitischen Eck-
werte den Vorgaben des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts entsprechen. Das bedeutet 
insbesondere: Die Obergrenze eines nomi-
nalen Haushaltsdefizit von 3 % in Relation 
zum BIP wird mit deutlichem Sicherheits-
abstand unterschritten und die Annäherung 
an den Referenzwert einer Schuldenstands-
quote von 60 % erfolgt in hinreichendem 
Ausmaß.

Der präventive Arm des SWP definiert 
das mittelfristige Ziel eines nahezu aus-
geglichenen Haushalts oder eines Haus-
haltsüberschusses. Nach dem präventiven 
Arm setzt sich jeder Mitgliedstaat der Wirt-
schafts- und Währungsunion ein so ge-
nanntes Mittelfristziel (medium term ob-

jective, MTO) für den strukturellen Finan-
zierungssaldo des Gesamtstaats. Der struk-
turelle Finanzierungssaldo wird ermittelt, 
in dem der tatsächliche Finanzierungssaldo 
um konjunkturelle Effekte und Einmalef-
fekte bereinigt wird. Das länderspezifische 
MTO stellt ein verbindliches Mindestziel 
dar und darf gemäß dem „Vertrag über Sta-
bilität, Koordinierung und Steuerung in der 
Wirtschafts- und Währungsunion“ (Fiskal-
vertrag) für Mitgliedstaaten mit einer über 
60 % liegenden Schuldenstandsquote und 
Risiken für die langfristige Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen ein strukturelles De-
fizit in Höhe von 0,5 % in Relation zum BIP 
nicht überschreiten. Diesen Maximalwert 
setzt sich auch Deutschland mit seinem Sta-
bilitätsprogramm.

Die Vorgaben im präventiven Arm des 
SWP werden durch eine Ausgabenregel er-
gänzt. Diese beschränkt die zulässige Aus-
gabensteigerung für Mitgliedstaaten, die auf 
dem Anpassungspfad zu ihrem Mittelfrist-
ziel sind oder es gerade erreichen. Wird das 
Mittelfristziel übertroffen und ist seine Ein-
haltung im gesamten Programmzeitraum 
ungefährdet, ist diese Ausgabenregel nicht 
bindend.

Die so genannte korrektive Komponente 
des SWP gibt Grenzwerte für die Defizit- 
und die Schuldenstandsquote vor. Sie erfor-
dert sowohl ein Defizit unterhalb von 3 % 

3. Deutsche Finanzpolitik im europäischen  
 Kontext

DEUTSCHE FINANZPOLITIK IM EUROPÄISCHEN KONTEXT
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des BIP als auch eine kontinuierliche Rück-
führung der Schuldenstandsquote hin zur 
Maastricht-Obergrenze von 60 % des BIP 
(1/20-Regel).

Deutschland hat die quantitativen Vor-
gaben des SWP im vorigen Jahr vollständig 
erfüllt. Der ECOFIN-Rat forderte am 20. Juni 
2014 in seiner Stellungnahme zum Stabili-
tätsprogramm 2014 Deutschland jedoch zu 
institutionellen Anpassungen auf. Diese er-
geben sich aus den neuen Anforderungen 
der Two-Pack-Verordnung und der Umset-
zung des Fiskalvertrages. Um die Unabhän-
gigkeit des Stabilitätsrats weiter zu stärken, 
hat Deutschland einen unabhängigen Beirat 
beim Stabilitätsrat eingerichtet. Der unab-
hängige Beirat unterstützt den Stabilitätsrat 
bei der Aufgabe, die Einhaltung der Ober-
grenze des strukturellen gesamtstaatlichen 
Defizits zu überwachen. Im Deutschland-
Bericht 2015 der Europäischen Kommission 
wird angemerkt, dass Deutschland keine 
unabhängige Institution eingerichtet habe, 
von der die makroökonomische Prognose 
erstellt oder unterstützt wird (S. 59). Die Eu-
ropäische Kommission kritisiert nicht die 
Qualität der Prognose der Bundesregierung, 
sondern die formale Umsetzung der VO (EU) 
473/2013. Die Bundesregierung prüft der-
zeit Optionen den Handlungsbedarf und für 
eine geeignete Anpassung.

Der ECOFIN-Rat bestätigte in seinen 
Schlussfolgerungen im Februar 2015, dass 
eine wachstumsfreundliche, differenzierte 
Konsolidierung und die Sicherung lang-
fristig tragfähiger Finanzen Prioritäten für 
die EU und ihre Mitgliedstaaten sind. Der 
Rat begrüßte die beachtlichen Konsolidie-
rungsfortschritte vieler Mitgliedstaaten. Die 
aggregierten Schuldenstandsquoten in der 
EU und im Euroraum dürften ab nächs-
tem Jahr zurückgehen. Der ECOFIN-Rat 
unterstrich gleichzeitig die Verpflichtung 
der Mitgliedstaaten, die Regeln des Stabili-
täts- und Wachstumspakts einzuhalten und 
die Finanzpolitik in effektiven haushalts-
politischen Regelwerken zu verankern, um 

Vertrauen zu schaffen. Darüber hinaus sei 
der Qualität und Zusammensetzung von fis-
kalischer Anpassung und dem Einfluss von 
Finanzpolitik auf das Wachstum mehr Be-
achtung zu schenken. Der Europäische Rat 
bekräftigte im März 2015, dass die Mitglied-
staaten ihre Reformpläne an den drei Prio-
ritäten wachstumsfreundliche Konsolidie-
rung, Strukturreformen und Investitionen 
ausrichten sollen.

3.2 Finanzpolitische Ausgangs- 
 lage und strategische  
 Ausrichtung in Deutschland 

Deutschland erfüllt die europäischen Vor-
gaben an die Finanzpolitik vollständig. Der 
nominale und strukturelle Finanzierungs-
saldo liegt innerhalb der erlaubten Gren-
zen und der Schuldenstand wird gemäß den 
Vorgaben abgebaut. Mit ihrer Ausrichtung 
auf eine wachstumsfreundliche Konsolidie-
rung wirkt die deutsche Finanzpolitik als 
Stabilitätsanker sowohl für die heimische 
Wirtschaft als auch für Europa insgesamt. 
Die deutsche Konjunkturlage ist robust, das 
Wirtschaftswachstum liegt oberhalb der 
Wachstumsrate des Produktionspotentials, 
die Beschäftigung wird auch in diesem Jahr 
mit über 42,8 Mio. Erwerbstätigen einen 
neuen Rekordstand erreichen. Zudem er-
leichtert das anhaltende Niedrigzinsumfeld 
die Haushaltskonsolidierung in Deutsch-
land wie auch in anderen Euro-Mitglied-
staaten. Um für eine Normalisierung der 
globalen Wirtschaft- und Finanzlage ge-
wappnet zu sein, wird Deutschland die au-
ßergewöhnlich günstigen Voraussetzungen 
gezielt nutzen und seinen finanzpolitischen 
Reformkurs konsequent fortsetzen. Dies ist 
ein wichtiger Leitgedanke der mit diesem 
Stabilitätsprogramm dargelegten strategi-
schen Ausrichtung der deutschen Finanz-
politik.
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Im Jahr 2014 konnte Deutschland bereits 
das dritte Mal in Folge seinen gesamtstaat-
lichen Haushalt (Bund, Länder, Kommunen 
und Sozialversicherung einschließlich ihrer 
Extrahaushalte) ohne Defizit abschließen. 
Der nominale Finanzierungssaldo lag im 
Jahr 2014 bei +0,6 % des BIP. Auch struktu-
rell wies der Gesamtstaat im Jahr 2014 mit 
1,1 % des BIP einen Überschuss aus. Die 
Überschüsse im Staatshaushalt sind Voraus-
setzung für eine dauerhafte Rückführung 
der Schuldenstandsquote unter die Maast-
richt-Obergrenze von 60 % des BIP.

DEUTSCHE FINANZPOLITIK IM EUROPÄISCHEN KONTEXT

Abbildung 2:  Struktureller und tatsächlicher Finanzierungssaldo im Vergleich  
 (in % des BIP)

1995:  Ohne die Vermögenstransfers infolge der Übernahme der Schulden der Treuhandanstalt und der Wohnungsbauunter- 
 nehmen der DDR. Inklusive dieses Effekts belief sich das gesamtstaatliche Defizit auf 9,5 % des BIP.
2000:  Ohne UMTS-Erlöse. Inklusive dieses Effekts wies der Staatshaushalt einen Überschuss in Höhe von 1,0 % des BIP auf. 
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Zum Ende des Jahres 2014 überschritt 
die Schuldenstandsquote mit 74,7 % des BIP 
die Maastricht-Obergrenze zwar noch im-
mer deutlich, der Vergleich zu den Krisen-
jahren zeigt aber, dass die Konsolidierungs-
strategie wirkt und die Quote bereits merk-
lich reduziert werden konnte. Im vergange-
nen Jahr sank sie deutlich um 2,4 Prozent-
punkte. Damit ging die Quote seit ihrem 
Höchststand im Jahr 2010 um nahezu 6 Pro-
zentpunkte zurück. Deutschland erfüllt da-
mit die seit der Reform des Stabilitätspakts 
im Jahr 2011 geltende so genannte 1/20-Re-
gel. Diese Regel sieht vor, dass der Schulden-
stand im Jahresdurchschnitt um mindes-
tens ein Zwanzigstel der aktuell übermäßi-
gen Schuldenstandsquote gemessen an der 
Maastricht-Obergrenze von 60 % des BIP 
verringert wird. Dieses Ziel wurde im derzeit 
maßgeblichen Dreijahreszeitraum (2012-
2014) jahresdurchschnittlich erfüllt, wenn 
auch aufgrund der Staatsschuldenkrise in 
Europa vorübergehende Abweichungen auf-
traten: Nach einem leichten Anstieg im Jahr 
2012 verringerte sich die Schuldenstands-
quote seit dem Jahr 2013, dennoch liegt sie 
immer noch deutlich über dem Niveau des 
Jahres 2008, dem Beginn der Finanzmarkt-
krise (65,1 % des BIP).

Die Regierungskoalition hat zu Beginn 
der Legislaturperiode im Jahr 2013 verein-
bart, die Schuldenstandsquote innerhalb 
von maximal zehn Jahren auf weniger als 
60 % des BIP zurückzuführen und bis Ende 
2017 auf unter 70 %. Im Rahmen des Euro-
Plus-Pakts verpflichtet sich Deutschland, 
die gesamtstaatliche Schuldenstandsquote 
bereits bis zum Jahr 2016 auf unter 70 % des 
BIP zu senken.

Diese Politik erfüllt sowohl die Vorga-
ben des SWP als auch die länderspezifischen 
Empfehlung des ECOFIN-Rates: Der ge-
samtstaatliche Schuldenstand soll sich dem-
zufolge auf einem anhaltenden Abwärtspfad 
befinden. Mit der leichten Übererfüllung 
des MTO kommt die Bundesregierung dem 
Gebot nach, in einem konjunkturell positi-

ven Umfeld den notwendigen Schuldenab-
bau zu beschleunigen. Zum einen sind laut 
SWP auch Haushaltsüberschüsse zielkon-
form, zum anderen wäre, angesichts histo-
risch niedriger Arbeitslosigkeit und einer 
fast geschlossenen Produktionslücke, eine 
deutlich expansive Fiskalpolitik in Deutsch-
land prozyklisch. Denn das MTO und die 
Vorgaben der 1/20-Regel des SWP stellen 
Mindestanforderungen dar; sie sind keine 
Richtwerte, die einen Spielraum definieren, 
den es auszuschöpfen gilt. Ein signifikanter 
Abbau des Schuldenstands ist nicht zuletzt 
angesichts des demographischen Wandels 
für Deutschland von großer Bedeutung. 
Denn dieser birgt erhebliche mittel- und 
langfristige Herausforderungen für die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen. Die 
Bundesregierung geht diese Herausforde-
rungen deshalb frühzeitig an; solide öffent-
liche Finanzen sind Grundvoraussetzung 
für die langfristige Handlungsfähigkeit des 
Staates und Grundlage für private Investiti-
onsentscheidungen. 

Die Bundesregierung hat sich das Ziel 
gesetzt, die Neuverschuldung des Bundes-
haushalts dauerhaft zu stoppen und damit 
zur Verringerung der Schuldenstandsquote 
entscheidend beizutragen. Es gelang dem 
Bund, bereits das Haushaltsjahr 2014 – und 
damit ein Jahr früher als geplant und erst-
mals seit dem Jahr 1969 – ohne Neuver-
schuldung abzuschließen. Der am 28. No-
vember 2014 vom Bundestag verabschie-
dete Bundeshaushalt 2015 ist ebenfalls ohne 
neue Schulden ausgeglichen, ebenso wie der 
Entwurf des Nachtragshaushalts für 2015. 
Auch für die nachfolgenden Jahre hat sich 
die Bundesregierung dazu verpflichtet, wei-
terhin gänzlich ohne Neuverschuldung aus-
zukommen. Diese Verpflichtung wurde vom 
Bundeskabinett am 18. März 2015 durch die 
Verabschiedung der Eckwerte für den Bun-
deshaushalt 2016 und die Finanzplanung bis 
zum Haushaltsjahr 2019 erneut bestätigt.
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So leistet der Bund einen wesentlichen 
Beitrag zur positiven gesamtstaatlichen 
Entwicklung. Die Bundesregierung hat die 
strukturelle Verschuldung des Bundes stetig 
und dauerhaft reduziert. Damit werden die 
Vorgaben der Schuldenbremse des Bundes 
mit deutlichem Abstand eingehalten. Seit 
2014 erzielt der Bundeshaushalt sogar einen 
leichten strukturellen Überschuss (siehe Ab-
bildung 3). Hierdurch wurden die Weichen 
für langfristig tragfähige öffentliche Finan-
zen gestellt. Gleichzeitig nutzt der Bund ge-
wonnene Spielräume, um Schwerpunkte bei 
zukunftsorientierten Ausgaben für Bildung 
und Forschung sowie wachstumsfördernder 
öffentlicher Infrastruktur zu setzen.

DEUTSCHE FINANZPOLITIK IM EUROPÄISCHEN KONTEXT

Abbildung 3: Entwicklung des strukturellen Defizits des Bundes  
 (in % des BIP)

Die Finanzierungssalden der Sondervermögen „Aufbauhilfefonds“ und „Kommunalinvestitionsförderungsfonds“, die relevant für 
die Berechnung des strukturellen Defizits des Bundes sind, werden hier im Projektionszeitraum 2015-2019 nicht berücksichtigt. 
Es ist derzeit noch nicht absehbar, in welchen Jahren und in welcher Höhe die Mittel ausgegeben werden.
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3.3 Finanzpolitische Maßnah-  
 men auf der Ausgaben- und  
 Einnahmenseite

Die wachstumsfreundliche Konsolidierung 
hat sich für Deutschland ausgezahlt. Deut-
liche Konsolidierungsfortschritte gingen in 
den vergangenen Jahren Hand in Hand mit 
einer robusten wirtschaftlichen Aufwärts-
entwicklung. Diese schlug sich insbesondere 
in einem deutlichen Beschäftigungsaufbau 
nieder. Deutschland hat sich dadurch Spiel-
räume erarbeitet, weiterhin ehrgeizige und 
gleichzeitig realistische Konsolidierungs-
ziele mit gezielten Investitionen zu verbin-
den. Mit dieser Zukunftsorientierung stei-
gert Deutschland die Qualität seiner öffent-
lichen Ausgaben und stärkt die Wachstum-
skräfte der deutschen Wirtschaft. Deutsch-
land kommt hiermit auch der finanzpoliti-
schen länderspezifischen Empfehlung des 
Europäischen Rates vom Juli 2014 nach, 
seine wachstumsfreundliche Finanzpolitik 
und seine solide Haushaltsposition beizu-
behalten.

Im Sinne der wachstumsfreundlichen 
Konsolidierung werden weiterhin beste-
hende Spielräume genutzt, um gezielt Aus-
gaben in wachstumsrelevanten Bereichen 
zu stärken. Über die jeweilige Mittelver-
wendung wird in Deutschland allerdings 
nicht zentral entschieden. Die Haushalt-
autonomie des Bundes und der Länder ist 
konstitutiv für den deutschen föderalen 
Staatsaufbau. Entscheidend – sowohl für die 
Entwicklung als auch die Struktur der Aus-
gaben – ist damit die Prioritätensetzung in 
den Haushaltsplanungen aller staatlichen 
Ebenen.

Eine längerfristige Betrachtung offen-
bart die positive Verbindung von Haushalt-
konsolidierung und verstärkter Investiti-
onstätigkeit. In den Jahren 2008 bis 2014 
stiegen die Bruttoinvestitionen des Staates 
um durchschnittlich 3,5 % und damit deut-
lich stärker als die öffentlichen Ausgaben 
insgesamt (+2,3 %, siehe Abbildung 4). Die 
Konsolidierung erfolgte somit nicht zu Las-
ten von Investitionen; vielmehr entstanden 
neue Investitionsspielräume erst in Folge 
der erfolgreichen Konsolidierung.
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Die Bundesregierung hat beschlossen, 
den Bundeshaushalt noch stärker auf zu-
kunftsorientierte Ausgaben auszurichten. 
Bis zum Jahr 2017 stellt die Bundesregie-
rung insgesamt weitere 5 Mrd. Euro für die 
Verkehrsinfrastruktur zur Verfügung. In den 
Jahren 2016 bis 2018 wird der Bund erneut 
erhebliche zusätzliche Mittel in Höhe von  
10 Mrd. Euro für öffentliche Investitionen 
bereitstellen; davon 7 Mrd. Euro für gestei-
gerte Investitionen in die öffentliche Ver-
kehrsinfrastruktur, für Maßnahmen zur 
Erhöhung der Energieeffizienz, zur Förde-
rung der digitalen Infrastruktur, für den 
Klimaschutz und die Städtebauförderung. 
Weitere insgesamt 3 Mrd. Euro werden allen 
Fachressorts für zukunftsorientierte Ausga-
ben zur Verfügung gestellt. Wie vom Euro-
päischen Rat empfohlen, nutzt Deutschland 
damit seine Spielräume für mehr und effizi-
entere öffentliche Investitionen.

Darüber hinaus unterstützt die Bun-
desregierung die Länder und Kommunen 
durch umfassende und gezielte finanzielle 
Entlastungen, zusätzliche Spielräume für 
öffentliche Investitionen zu erschließen. 
Bereits in den vergangenen Jahren hat der 
Bund die Länder und Kommunen erheb-
lich entlastet, so z. B. durch die vollständige 
Übernahme der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung. In der laufen-
den Legislaturperiode entlastet der Bund 
die Länder und Kommunen in Höhe von  
6 Mrd. Euro damit diese ihre Herausfor-
derungen bei der Finanzierung von Kin-
derkrippen, Kitas, Schulen und Hochschu-
len besser bewältigen können. Ferner wird  
der Bund in dieser Legislaturperiode 3 Mrd. 
Euro für außeruniversitäre Forschungsein-
richtungen, den Hochschulpakt, den Pakt 
für Forschung und Innovation und die  
Exzellenzinitiative zur Verfügung stellen. 

DEUTSCHE FINANZPOLITIK IM EUROPÄISCHEN KONTEXT

Abbildung 4: Jahresdurchschnittliche Entwicklung der gesamtstaatlichen   
 Einnahmen und Ausgaben sowie des BIP im Zeitraum 2008 bis 2014  
 (in %)
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Zudem erhalten die Kommunen bis zur ge-
planten Verabschiedung des Bundesleis-
tungsgesetzes für Menschen mit Behin-
derungen (Bundesteilhabegesetz) in den 
Jahren 2015 bis 2017 jährlich 1 Mrd. Euro 
zusätzlich. Darüber hinaus wird der Bund 
den Kommunen in den kommenden Jahren 
weitere 5 Mrd. Euro zur Verfügung stellen;  
1,5 Mrd. Euro davon sind vorgesehen, da-
mit die Kommunen zusätzliche Spielräume 
haben, um Investitionen tätigen zu kön-
nen, die verbleibenden 3,5 Mrd. Euro flie-
ßen in ein Sondervermögen, dessen Mittel 
der Förderung von Investitionen in finanz-
schwachen Kommunen zugutekommen sol-
len. Auch mit diesen Maßnahmen erfüllt 
Deutschland finanzpolitische länderspezi-
fische Empfehlungen des Jahres 2014; dies 
sind u. a. jene zur Ausweitung der Investiti-
onen in Bildung und Forschung sowie die 
Sicherstellung angemessener öffentlicher 
Investitionstätigkeit auf allen staatlichen 
Ebenen.

Auch die staatliche Einnahmenseite 
trägt, entsprechend der länderspezifischen 
Empfehlung des Europäischen Rats, weiter-
hin zu einer wachstumsorientierten Finanz-
politik bei. Verlässliche steuerliche Rahmen-
bedingungen und gezielte Entlastungen 
sichern die Wettbewerbsfähigkeit der Un-
ternehmen und stärken die Kaufkraft von 
Bürgerinnen und Bürgern.

Im Bereich der Einkommensteuer wird 
die Bundesregierung entsprechend den Er-
gebnissen des 10. Existenzminimumberichts 
für die Jahre 2015 und 2016 den Grundfrei-
betrag und den Kinderfreibetrag erhöhen. 
Zur Förderung von Familien, bei denen sich 
der Kinderfreibetrag nicht auswirkt, wird 
das Kindergeld in gleichem Verhältnis in 
den Jahren 2015 und 2016 angehoben. Da-
rüber hinaus wird der Kinderzuschlag für 
Familien mit geringem Einkommen ab Juli 
2016 verbessert. Zudem haben die die Bun-
desregierung tragenden Koalitionspartner 
im Koalitionsvertrag vereinbart, den Entlas-
tungsbetrag für Alleinerziehende zu erhö-
hen und nach der Kinderanzahl zu staffeln. 

Die Anhebung des Entlastungsbetrags für 
Alleinerziehende wird derzeit geprüft.

Des Weiteren arbeitet die Bundesregie-
rung daran, die Effizienz der Steuerverwal-
tung Schritt für Schritt weiter zu verbessern. 
Neue technische und wirtschaftliche Rah-
menbedingungen, ein verändertes globales 
Umfeld, die demografische Entwicklung der 
Gesellschaft und die verfügbare Personal-
ausstattung in der Finanzverwaltung beein-
flussen zunehmend das Besteuerungsver-
fahren. Die Bundesregierung sieht – gemein-
sam mit den Ländern – die Notwendigkeit, 
Arbeitsabläufe in der Finanzverwaltung 
neu auszurichten und zu modernisieren. 
Von den Möglichkeiten eines zielgenaueren 
Ressourceneinsatzes sollen alle am Verfah-
ren Beteiligten gleichermaßen profitieren. 
Um das Gesamtpaket „Modernisierung des 
Besteuerungsverfahrens“ umzusetzen, sind 
rechtliche, technische und organisatorische 
Anpassungen notwendig, die ab dem Jahr 
2015 Schritt für Schritt eingeleitet werden 
sollen.

Die Erbschaft- und Schenkungsteuer 
darf weiterhin – auch vor dem Hintergrund 
des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
– die Unternehmensnachfolge nicht ge-
fährden. Die Bundesregierung hat sich zum 
Ziel gesetzt, Regelungen zu treffen, die eine 
verfassungskonforme und zugleich mittel-
standsfreundliche Ausgestaltung sicherstel-
len, ohne zugleich einen grundsätzlichen 
Modellwechsel anzusteuern. Dies soll den 
reibungslosen Generationenwechsel in Un-
ternehmen ermöglichen und Arbeitsplätze 
sichern.

Die Bundesregierung betrachtet darüber 
hinaus Maßnahmen gegen grenzüberschrei-
tende Gewinnverlagerungen international 
operierender Unternehmen als eine zentrale 
steuerpolitische Aufgabe der laufenden Le-
gislaturperiode. Gemeinsam mit den Part-
nern der G20 setzt sie sich daher im Rah-
men der OECD-Initiative „Base Erosion and 
Profit Shifting“ (BEPS) aktiv für die Fortent-
wicklung internationaler Standards ein. Im 
Fokus steht dabei die bessere Abstimmung 
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der nationalen Steuersysteme, um Steuer-
schlupflöcher zu schließen und schädlichen 
Steuerwettbewerb zwischen Staaten zu ver-
hindern.

Die Bundesregierung treibt ferner die 
Entwicklung des globalen Standards zum 
automatischen Informationsaustausch über 
Finanzkonten voran. Im Oktober 2014 un-
terzeichneten 51 Staaten hierzu ein ver-
pflichtendes Abkommen. Der automatische 
Informationsaustausch beginnt im Jahr 
2017 und soll als internationaler Standard 
etabliert werden, um durch den Wegfall des 
Bankgeheimnisses Steuerflucht und Steuer-
hinterziehung einzudämmen. Innerhalb der 
EU wird der neue Standard im Rahmen der 
im Dezember 2014 revidierten Amtshilfe-
richtlinie 2011/16/EU umgesetzt.

3.4 Finanzpolitische Selbstver- 
 pflichtungen Deutschlands  
 im Euro-Plus-Pakt

Mit der erfolgreichen Haushaltskonsoli-
dierung und zusätzlichen öffentlichen In-
vestitionen hat Deutschland zwei zentrale 
finanzpolitische Selbstverpflichtungen aus 
dem Aktionsprogramm 2014 im Rahmen 
des Euro-Plus-Pakts erfüllt. Das Aktions-
programm 2015 ist im Nationalen Reform-
programm Deutschlands (NRP) 2015 veran-
kert. Die Bundesregierung hat das NRP am  
1. April 2015 beschlossen. Das deutsche Ak-
tionsprogramm enthält die folgenden fi-
nanzpolitischen Selbstverpflichtungen:  

- Deutschland setzt seinen wachstumsori-
entierten Konsolidierungskurs fort. Die 
gesamtstaatliche Schuldenstandsquote 
soll bereits 2016, und damit ein Jahr frü-
her als ursprünglich geplant, auf unter 
70 % des BIP gesenkt werden.

- Die Bundesregierung erhöht im Bundes-
haushalt ihre Ausgaben für öffentliche 
Investitionen, auch um die Voraus-
setzungen für private Investitionen 
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zu verbessern. Als Bestandteil eines 
5 Mrd. Euro – Investitionspakets für 
diese Legislaturperiode investiert sie 
2015 insgesamt 1 Mrd. Euro zusätzlich 
für den Erhalt und Ausbau einer leis-
tungsfähigen Verkehrsinfrastruktur. 
Dabei entfallen 300 Mio. Euro auf den 
Bereich Schiene, 600 Mio. Euro auf den 
Bereich Straße und 100 Mio. Euro auf 
den Bereich Wasserstraße. Von 2016 
bis 2018 wird die Bundesregierung im 
Bundeshaushalt gegenüber der Finanz-
planung vom Juli 2014 zusätzliche Mittel 
in Höhe von insgesamt 10 Mrd. Euro für 
Investitionen, insbesondere für öffent-
liche Infrastruktur und Energieeffizienz 
bereitstellen. Darüber hinaus wird sie 
ein Kommunales Investitionsprogramm 
mit einem Volumen von 3,5 Mrd. Euro 
auflegen. Die Stärkung der Investitions-
ausgaben erfolgt ohne Neuverschuldung.

- Die Bundesregierung wird den Anteil 
des Bundes aus der im 2. Quartal 2015 
stattfindenden Frequenzvergabe im 
700-MHz-Bereich vollständig für ein 
eigenes Förderprogramm verwenden, 
um den Breitbandausbau in bisher 
unterversorgten ländlichen Regionen 
gezielt zu unterstützen.

- Deutschland wird noch in diesem Jahr 
Regelungslücken auf dem so genannten 
Grauen Kapitalmarkt schließen. Ziel ist 
es, die Transparenz von Finanzproduk-
ten und Vermögensanlagen weiter zu 
erhöhen, so dass Anleger vollständige 
und aktuelle Informationen über ihre 
Investition erhalten und die Seriosität 
und Erfolgsaussichten von Anlagen bes-
ser einschätzen können. Flankierend soll 
das Aufsichtsinstrumentarium erweitert 
werden.
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Deutschland hat sich als mittelfristiges 
Haushaltsziel einen strukturellen Finan-
zierungssaldo1 von -0,5 % des BIP gesetzt. 
Dieses Mindestziel wird im Projektions-
zeitraum bis zum Jahr 2019 durchgehend 
erfüllt. Bis zum Ende dieses Programmho-
rizonts wird die Schuldenstandsquote, die 
sich im Zuge der Finanzmarkt- und der eu-
ropäischen Staatsschuldenkrise deutlich er-
höht hatte, kontinuierlich verringert wer-
den.

4.1 Entwicklung gesamtstaatli- 
 cher Einnahmen und Aus-  
 gaben

Stabile Einnahmenquote

Die Einnahmen entwickelten sich im ver-
gangenen Jahr weiterhin robust mit einem 
Zuwachs von 3,6 %. Hierin spiegelt sich 
insbesondere die gute Beschäftigungslage 
wieder; allerdings waren auch verschiedene 
Einmaleffekte zu verzeichnen: Der Bundes-
bankgewinn fiel deutlich höher aus als im 
Vorjahr. Außerdem wurde die Ausgleichs-
zahlung der Europäischen Union aufgrund 
der Revision der Berechnungsgrundlage für 
die Beiträge zu den Bruttonationaleinkom-
men-Eigenmitteln statistisch bereits im Jahr 
2014 erfasst, obwohl der Kassenzugang erst 
im Jahr 2015 erfolgt.

Die Steuerquote lag im Jahr 2014 wie im 
Vorjahr bei 22,7 % des BIP. Die Steuerein-
nahmen (+3,5 %) stiegen nur geringfügig 
stärker als der Zuwachs des nominalen BIP 
(+3,4 %). Die Steuereinnahmen stellen mit 
rund 51 % den größten Anteil der staatli-
chen Einnahmen dar, gefolgt von den Ein-
nahmen aus den Sozialbeiträgen, welche 
mit 37 % die zweitgrößte Komponente dar-
stellen.

Im Projektionszeitraum bis zum Jahr 
2019 dürfte sich die Zunahme der Steu-
ereinnahmen durchschnittlich mit gut 
3,5 % p. a. weiterhin etwas stärker als das 
nominale BIP mit 3,4 % entwickeln. Die 
Steuerquote erhöht sich demzufolge bis 
zum Jahr 2019 auf rund 23 % des BIP. 
Dies ist sowohl auf steigende Einkom-
men bei guter Beschäftigungslage zu-
rückzuführen als auch darauf, dass ge-
mäß der Projektion weiterhin die steuer- 
intensivere Binnennachfrage stärker zur ge-
samtwirtschaftlichen Aktivität beiträgt als 
der Außenbeitrag. Eine Ausnahme bildet 
das Jahr 2016, in dem aufgrund von Steu-
errechtsänderungen (v. a. die Maßnahmen 
des Entwurfs des Gesetzes zur Anhebung 
des Grundfreibetrags, des Kinderfreibetrags, 
des Kindergeldes und des Kinderzuschlags) 
die Zunahme der Steuereinnahmen unter-
durchschnittlich ausfällt. 

4. Projektion der Entwicklung des gesamtstaatlichen   
 Finanzierungssaldos und Schuldenstands

1. Alle Angaben beziehen sich, soweit nicht anders angegeben, auf die Abgrenzung des Europäischen  
 Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 2010 (Maastricht-Abgrenzung). Die jeweiligen  
 Ebenen umfassen die Kern- und die Extrahaushalte.
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Im Einklang mit der Entwicklung der 
Steuerquote haben sich im Jahr 2014 auch 
die Einnahmen aus den Sozialbeiträgen ge-
genüber dem Vorjahr auf einem Niveau von 
16,6 % des BIP stabilisiert. Zu Beginn des 
Jahres 2015 wurde der Beitragssatz in der 
allgemeinen Rentenversicherung von 18,9 % 
auf 18,7 % verringert und zugleich der Bei-
tragssatz in der Pflegeversicherung um 0,3 
Prozentpunkte erhöht. Die mittelfristige 
Projektion des Staatshaushalts berücksich-
tigt neben der weiteren Beitragssatzerhö-
hung in der Pflegeversicherung im Jahr 2017 
auch notwendige Beitragssatzanpassungen, 
die u. a. nach der Ausschöpfung bestehender 
Rücklagen entstehen werden. 

Die Einnahmenquote, die darüber hin-
aus noch sonstige Einnahmen des Staates 
wie Gebühren oder Einnahmen aus wirt-
schaftlicher Tätigkeit (u. a. die Gewinnab-
führung der Deutschen Bundesbank) ent-
hält, wird sich der Projektion zufolge we-
gen im Vergleich zum BIP etwas schwächer 
wachsender sonstiger Einnahmen in den 
kommenden Jahren bei rund 44 % stabili-
sieren.

PROJEKTION DER ENTWICKLUNG DES GESAMTSTAATLICHEN FINANZIERUNGSSALDOS UND SCHULDENSTANDS

Durchschnittlicher Ausgabenanstieg 
2014-2019 unterhalb Zuwachsrate des 
nominalen BIP

Die staatlichen Ausgaben sind im Jahr 2014 
um 2,5 % und damit deutlich schwächer als 
die staatlichen Einnahmen gestiegen. Größ-
ter Ausgabentreiber waren erneut soziale 
Sachleistungen, deren Zuwachs 5,5 % be-
trug. Stark dämpfend auf die Ausgabenent-
wicklung wirkten die Zinsausgaben, die sich 
aufgrund außergewöhnlich niedriger Kapi-
talmarkzinsen gegenüber dem Vorjahr um 
10,2 % verringerten.

Im Projektionszeitraum wird der Zu-
wachs der gesamtstaatlichen Ausgaben  
voraussichtlich im Durchschnitt bei rund 
3 % p. a. liegen, die staatlichen Konsum-
ausgaben steigen mit 3 ½ % p. a. den Pro-
jektionen zufolge etwas stärker. Treiber der  
Konsumausgaben dürfte der anhaltende 
Anstieg der sozialen Sachleistungen um 
durchschnittlich 4 ½ % p. a. bleiben.

Tabelle 1:  Entwicklung der staatlichen Einnahmenquote

2014 2015 2016 2017 2018 2019

jeweilige Einnahmen in % des BIP

Steuerquote 22,7 22 ¾ 22 ¾ 22 ¾ 22 ¾ 23

Sozialbeitragsquote 16,6 16 ½ 16 ½ 16 ½ 16 ½ 16 ¾

Abgabenquote 39,3 39 ¼ 39 ¼ 39 ¼ 39 ½ 39 ¾

Einnahmenquote

Projektion April 2015 44,6 44 ¼ 43 ¾ 44 44 44

Projektion April 2014 44 ½ 44 44 44 44     -

Differenzen zwischen der Abgabenquote und der Summe aus Steuer- und Sozialbeitragsquote sind rundungsbe-
dingt; die Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.



Stabilitätsprogramm Aktualisierung 2015      Seite  23

Darüber hinaus dürften die Bruttoinves-
titionen im Projektionszeitraum mit durch-
schnittlich rund 4 ½ % p. a. überdurch-
schnittlich ansteigen. Dies ist auch auf Be-
schlüsse der Bundesregierung zur Stärkung 
der Investitionsdynamik zurückzuführen. 
Die Personalausgaben steigen dagegen mit 
durchschnittlich rund 2 % p. a. unterdurch-
schnittlich. Die Ausgabenentwicklung pro-
fitiert auch weiterhin von den günstigen 
Refinanzierungsbedingungen, wobei eine 
Normalisierung der Situation auf den inter-
nationalen Finanzmärkten die Verzinsung 
der staatlichen Schuldtitel allerdings wieder 
ansteigen lassen wird.

Die projizierte Ausgabenentwicklung 
unterhalb des nominalen Zuwachses des 
BIP führt mittelfristig zu einer rückläufigen 
Staatsquote: Die Staatsausgaben in Relation 
zum BIP dürften zum Ende des Projektions-
horizonts daher annähernd bei 43 ½ % lie-
gen. Erst dann wäre die Staatsquote wieder 
auf das Niveau des Jahres 2008, dem Beginn 
der Finanzmarktkrise, zurückgeführt.

Abbildung 5: Jahresdurchschnittliche Entwicklung der gesamtstaatlichen  
 Einnahmen und Ausgaben sowie des BIP im Zeitraum 2014 bis 2019   
 (in %)
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Bruttoinvestitionen

Zinsausgaben

Monetäre Sozialleistungen

dar.: Personalausgaben

dar.: Soziale Sachleistungen

Konsumausgaben

Ausgaben insgesamt

Einnahmen insgesamt

Bruttoinlandsprodukt (nominal)



Seite  24    PROJEKTION DER ENTWICKLUNG DES GESAMTSTAATLICHEN FINANZIERUNGSSALDOS UND SCHULDENSTANDS

4.2 Entwicklung des  
 Finanzierungssaldos

Staatlicher Finanzierungsüberschuss 
zunächst rückläufig 

Deutschland hat im Jahr 2014 das dritte Jahr 
in Folge einen Staatshaushalt ohne Defi-
zit erzielt. Nach einem gesamtstaatlichen 
Finanzierungsüberschuss von je 0,1 % des 
BIP in den Jahren 2012 und 2013 betrug 
der Saldo im Jahr 2014 +0,6 % des BIP. Zum 
Maastricht-Referenzwert einer maximal zu-
lässigen Defizitquote von 3 % des BIP be-
steht damit ein angemessener Sicherheits-
abstand.

Der Finanzierungsüberschuss wird der 
Projektion zufolge in den Jahren 2015 und 
2016 rückläufig sein. Hauptursache für die 
– auch im Vergleich zum Stabilitätspro-
gramm 2014 – rückläufige Entwicklung ist 
die Finanzlage der Sozialversicherungen. 
Die systembedingte Verringerung der be-
stehenden Rücklagen – vor allem in der Ge-
setzlichen Rentenversicherung – wirkt sich 
stark überschussmindernd auf den staatli-
chen Finanzierungssaldo aus. Des Weiteren 
haben Sonderfaktoren den Überschuss im 
Jahr 2014 gekennzeichnet, die im laufenden 
Jahr nicht oder sogar gegenteilig wirken. So 
fiel die Gewinnabführung der Deutschen 
Bundesbank im Jahr 2015 bereits deutlich 
geringer aus als im Jahr 2014. Zudem wurde 
die Ausgleichszahlung der Europäischen 

Union aufgrund der Revision der Berech-
nungsgrundlage für die Beiträge zu den 
Bruttonationaleinkommen-Eigenmittel ge-
mäß dem Prinzip der Entstehung salden-
wirksam im Staatshaushalt des Jahres 2014 
gebucht, obwohl der Kassenzugang erst im 
Jahr 2015 erfolgt. Im Jahr 2016 ist mit einer 
weiteren Verringerung des Überschusses 
in Richtung eines nahezu ausgeglichenen 
Staatshaushalts zu rechnen, da im Bereich 
der Sondervermögen des Bundes (u. a. Kom-
munalinvestitionsförderungsfonds, Vorsor-
gefonds für die Schlusszahlungen für in-
flationsindexierte Bundeswertpapiere und 
Aufbauhilfefonds) mit gesamtstaatlich rele-
vanten Ausgaben und Defiziten zu rechnen 
ist, während bei den Haushalten der Ge-
bietskörperschaften keine weiteren bedeut-
samen Konsolidierungsschritte zu erwarten 
sind. In den anschließenden Jahren des Pro-
jektionszeitraums wird wieder eine schritt-
weise Verbesserung des Finanzierungssaldos 
erwartet, sofern die konjunkturellen und 
finanzpolitischen Grundlagen hierfür erhal-
ten bleiben.

Tabelle 2:  Entwicklung der Staatsquote

2014 2015 2016 2017 2018 2019

Staatsausgaben in % des BIP

Projektion April 2015 43,9 44 43 ¾ 43 ¾ 43 ½ 43 ½

Projektion April 2014 44 ½ 44 44 44 43 ½ -

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.
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Tabelle 3:  Entwicklung des gesamtstaatlichen Finanzierungssaldos

2014 2015 2016 2017 2018 2019

in % des BIP

Projektion April 2015 0,6 ¼ 0 ¼ ¼ ½

Projektion April 2014 0 0 0 ½ ½ -

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.

Alle staatlichen Ebenen vermieden 
Defizite im Jahr 2014

Im Jahr 2014 konnten alle staatlichen Ebe-
nen mit jeweils positiven Finanzierungssal-
den zu dem gesamtstaatlichen Überschuss 
beitragen – wie bereits in der Aktualisierung 
des Stabilitätsprogramms 2014 projiziert 
wurde. Dieses Resultat ist bislang einmalig 
seit der deutschen Wiedervereinigung.

Im Jahr 2014 konnte der Bund mit 0,4 % 
des BIP den höchsten Überschuss aller 
staatlichen Ebenen erzielen. Für den Bund 
bedeutet dies zudem den ersten positiven 
Finanzierungssaldo seit dem Jahr 2000; die-
ser konnte damals allerdings nur aufgrund 
der Einmal-Erlöse aus dem Verkauf der 
UMTS-Lizenzen erzielt werden. 

Auch die Länder konnten im Jahr 2014 
insgesamt erstmals seit dem Jahr 2007 wie-
der einen Finanzierungsüberschuss erzie-
len, auch wenn der Überschuss mit 0,1 % 
des BIP geringer als beim Bund ausfiel. Die 
Kommunen konnten insgesamt im vierten 
Jahr in Folge einen Überschuss erzielen. Im 
Jahr 2014 fiel der kommunale Überschuss 
jedoch etwas schwächer aus als im Jahr zu-
vor, was auch auf die deutliche Ausweitung 
der Investitionen zurückzuführen ist, die 
um 5,6 % zunahmen. Die Sozialversicherun-
gen konnten im Jahr 2014 sogar im fünften 
Jahr in Folge einen Überschuss erzielen.

Die Projektionen der Bunderegierung 
gehen davon aus, dass Bund, Länder sowie 
Kommunen ihre Konsolidierungserfolge 

bis zum Jahr 2019 weiter festigen können. 
Auf Bundesebene verdeutlichen dies die am  
18. März 2015 vom Kabinett vereinbarten 
Eckwerte der Finanzplanung bis zum Jahr 
2019. Die Eckwerte sehen für den Bundes-
haushalt (in der finanzstatistischen Abgren-
zung) Haushalte gänzlich ohne Neuver-
schuldung vor. Für die kommenden Jahre 
wird – getragen von der nachhaltigen Kon-
solidierung des Kernhaushalts des Bundes 
und begünstigt von der sinkenden Zinslast 
– auf Bundesebene (einschließlich der sta-
tistisch zugeordneten Extrahaushalte) ein 
geringer Überschuss erwartet. Allerdings 
ist in den Jahren 2015 und 2016 wegen der 
oben genannten Sonderfaktoren mit einer 
spürbaren Verringerung des Überschusses 
zu rechnen. Die Länder und Gemeinden 
können ihre im Jahr 2014 erzielten Über-
schüsse – mit großer Streuung im Einzelnen 
– bewahren.

Die Sozialversicherungen werden in den 
Jahren 2015 bis 2018 voraussichtlich geringe 
Defizite aufweisen. Die mit dem Rentenpa-
ket der Bundesregierung beschlossene Aus-
weitung der Leistungen der Gesetzlichen 
Rentenversicherung zum 1. Juli 2014 zeigt 
hierbei ihre Wirkung. Die Überschüsse der 
vergangenen Jahre insbesondere in der Ge-
setzlichen Renten- und Krankenversiche-
rung führten zu einem Aufbau hoher Rück-
lagen. Solange die Defizite in der Rentenver-
sicherung über den Abbau von Rücklagen 
finanziert werden können, sind Beitrags-
satzerhöhungen nicht erforderlich.
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4.3 Entwicklung des strukturel- 
 len Finanzierungssaldos

Mittelfristiges Haushaltsziel wird dau-
erhaft eingehalten

Deutschland hält das mittelfristige Haus-
haltsziel eines strukturellen gesamtstaat-
lichen Defizits von maximal 0,5 % des BIP 
seit dem Jahr 2012 ein. Im vergangenen Jahr 
belief sich der strukturelle Saldo von Bund, 
Ländern, Gemeinden und Sozialversiche-
rungen auf 1,1 % des BIP. Zur Ermittlung 
des strukturellen Finanzierungssaldos wird 
der nominale Saldo um konjunkturelle Ein-
flussfaktoren gemäß der EU-einheitlichen 
Methodik bereinigt. Zudem bleiben Einma-
leffekte im strukturellen Saldo unberück-
sichtigt. Im Jahr 2014 wirkt der Einmaleffekt 
aus den im November 2012 beschlossenen 
Maßnahmen im Rahmen des zweiten An-
passungsprogramms für Griechenland fort.

Der strukturelle Finanzierungssaldo 
Deutschlands wird der Projektion zufolge 
im gesamten Programmzeitraum weiter-

hin einen Überschuss aufweisen. Deutsch-
land wird sein mittelfristiges Haushalts-
ziel somit auch in den Jahren 2015 bis 2019 
durchgehend einhalten können. Die spür-
bare Verringerung des strukturellen Finan-
zierungssaldos in den Jahren 2015 und 2016 
auf ¼ % des BIP zeigt auf, dass die Finanz-
politik leicht expansiv wirkt. Erst mittelfris-
tig dürfte wieder mit einem strukturellen 
Überschuss von ½ % des BIP zu rechnen 
sein. Da Deutschland weiterhin sein mit-
telfristiges Haushaltsziel mit Abstand er-
füllt, ist die Ausgabenregel des Art. 5 der VO 
1466/97 gemäß dem Verhaltenskodex zur 
Umsetzung des Stabilitäts- und Wachstum-
spakts (Specifications on the implementa-
tion of the Stability and Growth Pact) nicht 
bindend.

PROJEKTION DER ENTWICKLUNG DES GESAMTSTAATLICHEN FINANZIERUNGSSALDOS UND SCHULDENSTANDS

Tabelle 4:  Finanzierungssalden nach staatlichen Ebenen

2014 2015 2016 2017 2018 2019

in % des BIP

Bund 0,4 ¼ 0 ¼ ¼ ¼

Länder 0,1 ¼ ¼ ¼ ¼ ¼

Gemeinden 0,0 0 0 0 0 0

Sozialversicherung 0,1 -¼ -¼ -¼ -¼ 0

Staat insgesamt 0,6 ¼ 0 ¼ ¼ ½

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.
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4.4 Sensitivität der Projektion  
 des Finanzierungssaldos

Sensitivitätsanalysen können Hinweise da-
rauf geben, wie sich eine projizierte Ent-
wicklung unter geänderten Rahmenbedin-
gungen ändert. Die modellhafte Analyse zur 
Entwicklung des Finanzierungssaldos be-
rücksichtigt dabei, dass sich die zu Grunde 
liegenden gesamtwirtschaftlichen Annah-
men verändern können. Es werden zwei 
Alternativszenarien betrachtet, die sich aus 
einem um jeweils ½ Prozentpunkt pro Jahr 
geringeren bzw. höheren Anstieg des rea-
len BIP in den Jahren 2015 bis 2019 ergeben. 
Alle weiteren Annahmen bleiben erhalten, 
so auch der derzeit prognostizierte BIP-
Deflator sowie die sich aus der Projektion 
ergebende BIP-Zusammensetzung. Zudem 
wird unterstellt, dass Einnahmen und Aus-
gaben des Staatshaushalts entsprechend ih-
rer langjährigen Elastizität auf die BIP-Sze-
narien reagieren. Dabei wird die im Rahmen 
der europäischen Haushaltsüberwachung 
verwendete Budgetsemielastizität zugrunde 
gelegt. 

Wenn der BIP-Zuwachs jährlich um ei-
nen halben Prozentpunkt höher ausfiele als 
in der Jahresprojektion der Bundesregie-
rung (Basisszenario), würde der Rückgang 
des Finanzierungssaldos bis 2016 vermie-
den werden. Im Alternativszenario mit der 
um einen halben Prozentpunkt geringeren 
BIP-Entwicklung als im Basisszenario er-
gäben sich rein rechnerisch bereits ab dem 
Jahr 2016 wieder Finanzierungsdefizite im 
Staatshaushalt, die aber immer noch einen 
deutlichen Abstand zum Referenzwert auf-
weisen. Diese Sensitivitätsanalyse zeigt, dass 
der deutsche Staatshaushalt für die Ein-
haltung der Vorgaben des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts gewappnet ist.

Tabelle 5:  Struktureller Finanzierungssaldo im Vergleich zum tatsächlichen  
   Finanzierungssaldo sowie zur Entwicklung des BIP

2014 2015 2016 2017 2018 2019

struktureller  
Finanzierungssaldo  
(in % des BIP)

1,1  ¾  ¼  ½  ½  ½

tatsächlicher  
Finanzierungssaldo  
(in % des BIP)

0,6  ¼ 0  ¼  ¼  ½

reales BIP 
(Veränderung in % ggü. 
Vorjahr)

1,6 1,5 1,6 1,3 1,3 1,3

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet. 
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4.5 Entwicklung des Schulden- 
 stands

Nachdem die Schuldenstandsquote jahr-
zehntelang gestiegen war, haben die Kon-
solidierungserfolge zu der erforderlichen 
Trendumkehr beigetragen: Seit dem Jahr 
2013 findet eine kontinuierliche Rückfüh-
rung der Schuldenstandsquote statt. Sie ist 
um 2,2 Prozentpunkte auf 77,1 % des BIP 
im Jahr 2013 und um 2,4 Prozentpunkte 
auf 74,7 % im Jahr 2014 gesunken. Dennoch 

liegt die Schuldenstandsquote immer noch 
deutlich über dem Maastricht-Referenzwert 
von 60 % und ferner auch über dem Niveau 
des Jahres 2008 – dem Beginn der Finanz-
marktkrise – von 65,1 % des BIP.

PROJEKTION DER ENTWICKLUNG DES GESAMTSTAATLICHEN FINANZIERUNGSSALDOS UND SCHULDENSTANDS

Tabelle 6:  Sensitivität der Projektion des gesamtstaatlichen  
   Finanzierungssaldos

2014 2015 2016 2017 2018 2019

BIP- Entwicklung gemäß Finanzierungssaldo in % des BIP

- Basisszenario 0,6            ¼        0            ¼       ¼           ½

- Alternativszenarien

• -½ %-Punkt p.a. 
ggü. Basisszenario 0       -½          -½     -¾         -¾

• +½ %-Punkt p.a. 
ggü. Basisszenario            ½         ¾ 1    1 ¼ 2

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.

Generalrevision 2014 der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR)

Im August 2014 hat das Statistische Bundesamt Ergebnisse der Generalrevision 2014 der 
VGR bekanntgegeben. Diese Revision, die auch notwendig war, um das ab September 
2014 rechtsverbindliche Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun-
gen (ESVG 2010) in die deutsche VGR umzusetzen, hat eine Erhöhung des Niveaus des  
nominalen BIP mit sich gebracht. Die Schuldenstandsquote verringerte sich aufgrund 
der Erhöhung des BIP-Niveaus für die gesamte Zeitreihe ab 1991. Zudem wurde im Rah-
men der Revision die Sektor-Zuordnung von Wirtschaftseinheiten überprüft und ange-
passt. Dies wirkt erhöhend auf den Schuldenstand, weil zusätzliche institutionelle Ein-
heiten nun dem Sektor Staat zugerechnet werden. Insgesamt fällt die Schuldenstands-
quote Deutschlands der letzten Jahre aufgrund der Revision gegenüber den bisherigen 
Ergebnissen des ESVG 1995 um rund 2 Prozentpunkte niedriger aus. Die quantitativen 
Auswirkungen der Revision des ESVG auf den staatlichen Finanzierungssaldos sind – 
in % des BIP – hingegen sehr begrenzt.
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Die Verringerung der Schuldenstands-
quote im Jahr 2014 ist einerseits maßgeb-
lich auf die gute Entwicklung der öffent-
lichen Haushalte zurückzuführen. Ande-
rerseits bauen die im Zuge der Finanzkrise 
gegründeten Abwicklungsanstalten (FMS 
Wertmanagement und Erste Abwicklungs-
anstalt - EAA) ihre Portfolios sukzessive er-
folgreich ab. Der auf die Maßnahmen zur 
Bewältigung der Finanzmarktkrise zurück-
gehende Anteil an der Maastricht-Schulden-
standsquote sank im Jahr 2014 um 0,9 Pro-
zentpunkte auf 8,2 % des BIP. Demgegen-
über stand im Jahr 2014 ein leichter Anstieg 
(insgesamt um 0,1 Prozentpunkte auf 3,1 % 
des BIP) der Schulden im Zusammenhang 
mit den Maßnahmen zur Abwehr der euro-
päischen Staatsschuldenkrise, im Einzelnen 
aufgrund der fünften Rate der Einzahlun-
gen zum Grundkapital des Europäischen 
Stabilitätsmechanismus (ESM) sowie den 
neuen Krediten der Europäischen Finanz-
stabilisierungsfazilität (EFSF) an Griechen-
land und Portugal. 

Der anhaltende Abbau der Portfolios der 
Abwicklungsanstalten und die gute Lage 
der öffentlichen Haushalte begünstigen 
auch die weitere Entwicklung der Schul-
denstandsquote. Im Jahr 2015 ist mit einer 
fortgesetzten Rückführung der Quote um  
3 ¼ Prozentpunkte auf 71 ½ % des BIP zu 
rechnen. Während sich der Effekt der Maß-
nahmen zur Abwehr der europäischen 
Staatsschuldenkrise stabilisiert, kann mit 
einem weiteren Rückgang des Finanzmarkt-
kriseneffektes um rund ¾ Prozentpunkte 
gerechnet werden. Die positive Entwicklung 
der Haushalte von Bund, Ländern und Kom-
munen sowie der fortgesetzte Portfolioab-
bau bei den Abwicklungsanstalten führen 
auch mittelfristig zu einem kontinuierli-
chen Rückgang der Schuldenstandsquote 
bis auf rund 61 ½ % des BIP im Jahr 2019 
(Tabelle 7). 

Damit wird das im Koalitionsvertrag ver-
ankerte Ziel einer Rückführung der Schul-
denstandsquote auf weniger als 60 % spä-
testens bis zum Ende des Jahres 2023 abgesi-
chert. Das Ziel einer Rückführung auf weni-
ger als 70 % des BIP wird entsprechend der 
Verpflichtung Deutschlands im Aktionspro-
gramm 2015 für den Euro-Plus-Pakt bereits 
im Jahr 2016 erreicht und damit ein Jahr 
früher als im Koalitionsvertrag vereinbart.

Tabelle 7:  Entwicklung der Schuldenstandsquote

2014 2015 2016 2017 2018 2019

Schuldenstand des Staates in % des BIP
Projektion April 2015 
(ESVG 2010)

74,7 71 ½ 68 ¾ 66    63 ¾ 61 ½

Projektion April 2014
(ESVG 1995) 76 72 ½ 70 67 ½ 65 -

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.
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Abbildung 6 verdeutlicht die Effekte der 
Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Finanzmarkt- und der europäischen Staats-
schuldenkrise auf die Entwicklung der 
Maastricht-Schuldenstandsquote. Seit dem 
Jahr 2008 ist die Schuldenstandsquote durch 
die Maßnahmen zur Abwehr der Finanz-
krise stark angestiegen. Die Rückführung 
dieser Maßnahmen trägt maßgeblich zum 
Rückgang der Schuldenstandsquote bei. Des 
Weiteren führten die Maßnahmen im Rah-
men der europäischen Staatsschuldenkrise 
seit dem Jahr 2012 zu einem spürbaren An-
stieg des Schuldenstandes. Aufgrund der 
eingeschlagenen Konsolidierungsstrategie 
sowie der günstigen gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung zeigt die um diese Krisenef-
fekte bereinigte Schuldenstandsquote seit 
dem Jahr 2010 allerdings einen deutlichen 
Abwärtstrend auf; sie wird bereits im Jahr 
2016 wieder unter den Referenzwert von  
60 % sinken.

PROJEKTION DER ENTWICKLUNG DES GESAMTSTAATLICHEN FINANZIERUNGSSALDOS UND SCHULDENSTANDS

Abbildung 6:  Schuldenstandseffekte der Stabilisierungsmaßnahmen im Rahmen  
  der Finanzmarktkrise und der europäischen Staatsschuldenkrise
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5.1 Herausforderungen für die  
 Tragfähigkeit der öffentli-  
 chen Finanzen

Der demografische Wandel birgt in 
Deutschland insbesondere ab dem Jahr 2025 
erhebliche Herausforderungen für die Trag-
fähigkeit der öffentlichen Finanzen. Ge-
mäß den Projektionen der 12. koordinierten  
Bevölkerungsvorausberechnung des Bundes 
und der Länder kommt es in Deutschland 
bis zum Jahr 2060 zu einem signifikanten 
Rückgang der Einwohnerzahl. Der Anteil 
der Personen im erwerbsfähigen Alter wird 
deutlich abnehmen, derjenige der Personen 
ab 65 Jahren hingegen deutlich zunehmen. 
Bei unveränderten Rahmenbedingungen 
führt diese Bevölkerungsalterung zu einem 
Anstieg der altersabhängigen Ausgaben 
im Verhältnis zur Wirtschaftsleistung und 
gleichzeitig zu einer schwächeren Entwick-
lung der öffentlichen Einnahmen. Die Bun-
desregierung geht diese Herausforderungen 
zielgerichtet an. 

Dazu entwickelt sie ihre Demografiestrate-
gie aus dem Jahr 2012 weiter und konzent-
riert sich hierbei auf vier zentrale Ziele:

- Stärkung des wirtschaftlichen Wachs-
tumspotenzials,

- Förderung des sozialen und gesellschaft-
lichen Zusammenhalts,

- Sicherung der Gleichwertigkeit der  
Lebensverhältnisse in den Regionen,

- Sicherung der Handlungsfähigkeit des 
Staates durch solide Finanzen und ver-
lässliche soziale Sicherungssysteme.

Die aktualisierte Strategie sowie die Ergeb-
nisse der zehn Demografie-Arbeitsgruppen2 
werden zum nächsten Demografiegipfel im 
September 2015 vorgelegt.

5. Langfristige Tragfähigkeit und Qualität der  
 öffentlichen Finanzen

2. Bestehend aus Vertretern des Bundes, der Länder, Kommunen, Sozialpartner, Verbände, Wirtschaft, 
Wissenschaft und Zivilgesellschaft.
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5.2 Staatliche Einnahmen und  
 Ausgaben in der langfri-  
 stigen Perspektive

Das Bundesministerium der Finanzen er-
stattet einmal pro Legislaturperiode Bericht 
über die Tragfähigkeit der öffentlichen Fi-
nanzen; denn es gilt, langfristige finanz-
politische Risiken im Blick zu haben und 
frühzeitig gegensteuern zu können. Aktuell 
liegen Ergebnisse einer Zwischenaktualisie-
rung vor,3 die Veröffentlichung des vierten 
Tragfähigkeitsberichts ist für Herbst 2015 
vorgesehen. Die in den Langfristprojektio-
nen betrachteten altersabhängigen öffentli-
chen Ausgaben (Altersvorsorge, Gesundheit, 
Langzeitpflege, Leistungen an Arbeitslose, 
Bildung und Familienleistungen) lagen im 
Basisjahr 2012 bei 25,9 % des BIP und mach-
ten rund 58 % aller öffentlichen Ausgaben 
aus. Bis zum Jahr 2060 steigen die alters-
abhängigen Ausgaben um 2,8 bis 6,1 Pro-
zentpunkte auf 28,7 % bis 32,0 % des BIP 
(vgl. Tabelle 18 im Anhang).4 Die explizite 
Staatsverschuldung erhöht sich langfristig 
deutlich, wenn keine politischen Maßnah-
men ergriffen werden; die Tragfähigkeitslü-
cke liegt danach bei 0,6 % bis 3,1 % des BIP.5 
Sensitivitätsanalysen verdeutlichen: Gerin-
gere Erwerbslosigkeit, steigende Erwerbs-
beteiligung von älteren Arbeitnehmern und 
Frauen sowie höhere qualifizierte Zuwande-
rung können die fiskalischen Auswirkungen 
des demografischen Wandels abmildern. 
Darüber hinaus zeigen die Analysen deut-
lich die positiven Auswirkungen des Konso-
lidierungskurses der vergangenen Jahre auf 
die langfristige Tragfähigkeit.

5.3 Maßnahmen zur Sicherung  
 der langfristigen Tragfähig- 
 keit

Eine solide fiskalische Ausgangsbasis, nach-
haltige Sozialsysteme, Fachkräftesicherung, 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie, In-
vestitionen in Bildung und Forschung, eine 
moderne Infrastruktur und im Ergebnis ein 
langfristiges, stabiles Wirtschaftswachstum 
sichern die langfristige Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen. Mit der Schulden-
bremse hat Deutschland einen dauerhaften 
finanzpolitischen Rahmen für tragfähige 
Staatsfinanzen geschaffen; Strukturrefor-
men tragen dazu bei, die fiskalischen Effekte 
der Alterung zu kompensieren.

Im Bereich der Gesetzlichen Rentenver-
sicherung hat Deutschland in den vergan-
genen Jahren wichtige Reformen umgesetzt, 
etwa die schrittweise Anhebung der Regel-
altersgrenze auf 67 Jahre bis zum Jahre 2029, 
die Einführung eines Nachhaltigkeitsfaktors 
in der Rentenanpassung und die Förderung 
des Aufbaus einer zusätzlichen kapitalge-
deckten Altersvorsorge und hiermit, wie in 
den länderspezifischen Empfehlungen 2014 
gefordert, die Tragfähigkeit des öffentlichen 
Rentensystems sichergestellt. Um die Folgen 
der demografischen Veränderungen gene-
rationengerecht auf Jung und Alt zu vertei-
len, sind Beitragssatzobergrenzen und ein 
Mindestsicherungsniveau gesetzlich festge-
legt worden. Mit dem Rentenversicherungs-
leistungsverbesserungsgesetz – vor allem 
„Rente mit 63“ und „Mütterrente“ – erfüllt 
die Bundesregierung sozialpolitische Ver-
einbarungen aus dem Koalitionsvertrag. 
Hinsichtlich der Finanzierung ist berück-

LANGFRISTIGE TRAGFÄHIGKEIT UND QUALITÄT DER ÖFFENTLICHEN FINANZEN

3. Die Projektionen der staatlichen Ausgaben- und Einnahmenentwicklung vor dem Hintergrund des  
 demografischen  Wandels erfolgen unter der Annahme des Rechtsstands zu Beginn des Jahres 2013.  
 Die Ergebnisse sind nicht unmittelbar mit den Projektionsrunden auf europäischer Ebene vergleichbar. 
4. Die Berechnungen werden mit zwei Basisvarianten ausgewiesen. Der Basisvariante „T-“ liegen leicht  
 pessimistische  Annahmen über künftige demografische, arbeitsmarkttechnische und gesamtwirt- 
 schaftliche Entwicklungen  zugrunde, der Basisvariante „T+“ liegen durchgängig leicht optimistische  
 Annahmen zugrunde. 
5. Der S2-Indikator gibt an, um welchen Wert der gesamtstaatliche Primärsaldo ab dem Jahr 2015  
 dauerhaft gesenkt werden müsste, um langfristig allen expliziten wie impliziten Verbindlichkeiten  
 nachkommen zu können.
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sichtigt, dass die gesetzliche Rentenversi-
cherung derzeit finanziell gut aufgestellt 
ist, auf lange Sicht die Beitragszahler aber 
nicht überfordert werden dürfen. Ab dem 
Jahr 2019 beteiligt sich auch der Bund mit 
zusätzlichen Mitteln, die von 0,5 Mrd. Euro 
stufenweise bis zum Jahr 2022 auf rund  
2 Mrd. Euro jährlich anwachsen. Damit kön-
nen die gesetzlich vorgeschriebenen Bei-
tragssatzobergrenzen und Mindestsiche-
rungsniveaus  eingehalten werden.

Der zunehmende Anteil älterer Men-
schen führt zu einem größeren Bedarf an 
Gesundheits- und Pflegeleistungen. Die 
Bundesregierung trägt dieser Herausfor-
derung mit den jüngsten Reformen im 
Gesundheitswesen Rechnung. Einer nach-
haltigen Finanzierung der Gesundheits-
versorgung kommt hierbei eine besondere 
Bedeutung zu. Der allgemeine Beitrags-
satz wurde von 15,5 % auf 14,6 % gesenkt. 
Gleichzeitig erhalten die Krankenkassen die 
Möglichkeit, kassenindividuelle, einkom-
mensabhängige Zusatzbeiträge zu erheben. 
So wird die Beitragsautonomie der Kran-
kenkassen ausgeweitet und der Wettbewerb 
um Effizienz und Qualität gestärkt. Mit 
der Festschreibung des Arbeitgeberanteils 
am Beitrag bei 7,3 % wird weiterhin eine 
beschäftigungsfreundliche Ausgestaltung 
der Finanzierungsgrundlagen sichergestellt. 
Zudem steigt der Bundeszuschuss von  
11,5 Mrd. Euro (2015) ab dem Jahr 2016 wie-
der auf 14 Mrd. Euro und ab dem Jahr 2017 
auf jährlich 14,5 Mrd. Euro.

Mit dem seit 1. Januar 2015 gelten-
den Ersten Pflegestärkungsgesetz wurden 
unter anderem die Leistungen für Pfle-
gebedürftige und ihre Angehörigen aus-
geweitet. Außerdem wurde die Betreu-
ungsrelation in stationären Pflegeeinrich-
tungen erhöht. Ab dem Jahr 2015 fließen 
Einnahmen in Höhe von 0,1 Beitragssatz-
punkten 20 Jahre lange in einen Pflege-
vorsorgefonds; ab dem Jahr 2035 wer-
den von dort Mittel zur Stabilisierung der 
Beiträge wieder entnommen (insgesamt 
erfolgte eine Beitragssatzanhebung um  
0,3 Beitragssatzpunkte).

Die wirtschafts- und finanzpolitischen 
Maßnahmen der Bundesregierung stärken 
das Potenzialwachstum und tragen damit 
entscheidend zur langfristigen Tragfähig-
keit der öffentlichen Haushalte bei. Ein zen-
traler Baustein ist hierbei die Sicherung des 
Arbeitskräftepotenzials. Dies gelingt u. a. 
durch eine Stärkung der Chancengleichheit 
von Männern und Frauen, und in der Folge 
einem höheren Anteil von Frauen in Füh-
rungspositionen.

Das Fachkräftekonzept der Bundesre-
gierung strebt die langfristige Sicherung 
der Fachkräftebasis an. Um einen weiteren 
Impuls zu geben, hat die Bundesregierung 
mit den Sozialpartnern und Wirtschaftsver-
tretern die „Partnerschaft für Fachkräfte in 
Deutschland“ initiiert. Gemeinsam mit den 
Sozialpartnern, Ländern und der Bundes-
agentur für Arbeit wurde der Ausbildungs-
pakt zur Allianz für Aus- und Weiterbil-
dung 2015-2018 weiterentwickelt. Zudem 
unterstützt die Bundesregierung gezielt die 
Qualifizierung von Menschen mit Migrati-
onshintergrund und von jungen Menschen. 
Bund und Länder haben außerdem strategi-
sche Ansätze für die Existenz sichernde und 
nachhaltige Integration von Langzeitleis-
tungsbeziehenden entwickelt. 

Die Bundesregierung setzt sich für fa-
milienfreundliche Arbeitsbedingungen ein. 
Eine gute Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf fördert die Erwerbstätigkeit von Eltern 
und stärkt die wirtschaftliche Stabilität der 
Familien. Zur weiteren Flexibilisierung der 
Arbeitszeiten hat die Bundesregierung des-
halb u. a. die Regelungen zur Elternzeit und 
zum Elterngeld reformiert. Mit dem Eltern-
geld Plus unterstützt die Bundesregierung 
die Teilzeiterwerbstätigkeit junger Eltern 
und damit den frühen Wiedereinstieg in 
den Beruf. Die Bundesregierung unterstützt 
außerdem verstärkt Länder und Kommu-
nen bei den laufenden Betriebsausgaben der 
Kindertagesbetreuung (845 Mio. Euro jähr-
lich ab dem Jahr 2015).
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Darüber hinaus steigert die Bundesregie-
rung die Wachstumsorientierung des Bun-
deshaushalts deutlich und stärkt damit das 
Potenzialwachstum (für eine Liste der Maß-
nahmen siehe Abschnitt 3.3).

5.4 Maßnahmen zur Steigerung  
 von Wirksamkeit und  
 Effizienz öffentlicher Ein-  
 nahmen und Ausgaben

Zukünftig wird es verstärkt darauf ankom-
men, Effektivität und Effizienz der öffent-
lichen Finanzen zu steigern und knappe 
Mittel wachstumsfördernd einzusetzen. Ein 
zu Beginn des Jahres 2014 eingeführter obli-
gatorischer Demografie-Check aller Gesetz-
entwürfe und Richtlinien soll sicherstellen, 
dass die demografische Entwicklung bei 
allen Entscheidungen des politischen Han-
delns berücksichtigt wird. Subventionen 
werden gemäß den subventionspolitischen 
Leitlinien der Bundesregierung bereits ei-
ner stetigen Überprüfung unterzogen. Im 
Sommer 2015 wird nun auch erstmalig eine 
Nachhaltigkeitsprüfung im 25. Subventions-
bericht durchgeführt. Die Bundesregierung 
unterstreicht damit ihre Absicht, sich auch 
in der Subventionspolitik stärker am Prinzip 
der Nachhaltigkeit zu orientieren.

Auch im Gesundheitswesen hat die 
Bundesregierung einige Maßnahmen ein-
geleitet, um die Kosteneffizienz der öffent-
lichen Ausgaben zu steigern; sie kommt 
hiermit ebenfalls den länderspezifischen 
Empfehlungen aus dem Jahr 2014 nach. 
Eine stärkere wettbewerbliche Ausgestal-
tung der gesetzlichen Krankenversicherung 
gewährleistet, dass Krankenkassen und 
Leistungserbringer eine hohe Qualität der 
Gesundheitsversorgung bei effizienter Mit-
telverwendung sicherstellen. Die Bundes-
regierung hat zum Beginn des Jahres 2015 

die Beitragsautonomie der Krankenkassen 
ausgeweitet sowie unterschiedlich hohe Zu-
satzbeiträge ermöglicht. Dadurch können 
wichtige Preissignale im Wettbewerb der 
Krankenkassen gesendet werden. Ein voll-
ständiger Einkommensausgleich für die Zu-
satzbeiträge zwischen den Krankenkassen 
wurde ebenfalls eingeführt, damit im Wett-
bewerb um Mitglieder Besserverdienende 
nicht bevorzugt werden. Mit der Gründung 
eines Qualitätsinstitutes zum Beginn des 
Jahres 2015 werden die Voraussetzungen für 
eine konsequente Qualitätsorientierung der 
Leistungserbringer geschaffen und der Qua-
litätswettbewerb in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung gestärkt.

Der Entwurf eines Versorgungsstär-
kungsgesetzes sieht die Stärkung innovati-
ver und sektorübergreifender Versorgungs-
formen vor. Die Krankenkassen erhalten 
mehr Freiräume, um im Wettbewerb anreiz-
kompatible Verträge abzuschließen. In der 
ambulanten Gesundheitsversorgung soll für 
gesetzlich Versicherte die Wartezeit auf ei-
nen Arzttermin deutlich reduziert werden.

Vertreter von Bund und Ländern ha-
ben Eckpunkte für eine Strukturreform im 
Krankenhausbereich vereinbart, die eine 
Verbesserung der Effizienz der Krankenh-
ausversorgung von der flächendeckenden 
Versorgung bis hin zu Spitzenmedizin vor-
sieht. Zukünftig wird die Qualität bei der 
Kapazitätsplanung und bei der Vergütung 
eine wichtige Rolle spielen. 

Auch die von der Bundesregierung be-
schlossene Digitale Agenda wird dabei hel-
fen, Einsparpotenziale nicht zuletzt bei den 
Ausgabenbereichen Gesundheit und Pflege 
zu erschließen.

Weitere Informationen zu einzelnen 
Maßnahmen finden sich im Nationalen Re-
formprogramm.

LANGFRISTIGE TRAGFÄHIGKEIT UND QUALITÄT DER ÖFFENTLICHEN FINANZEN
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ESA Code
2014 2014 2015 2016

2017 bis 
2019 (3)

Index
2010=100

Veränderung in % p.a.

1. BIP preisbereinigt,  
Kettenindex

B1g 105,76 1,6 1,5 1,6 1 ¼

2. BIP in jeweiligen Marktpreisen 
(Mrd. €)

B1g 2903,8 3,4 3,8 3,3 3 ¼

Verwendung des BIP preisbereinigt, Kettenindex

3. Private Konsumausgaben (1) P.3 105,01 1,2 1,6 1,5 1 ¼

4. Staatliche Konsumausgaben P.3 103,83 1,1 1,2 1,2 1 ¼

5. Bruttoanlageinvestitionen P.51 109,50 3,4 2,1 3,0 2

6. Vorratsveränderungen  
(BIP-Wachstumsbeitrag) (2)

P.52 + P.53  - -0,4 0,0 0,0 -0

7. Export P.6 117,15 3,9 3,6 4,3 4 ½

8. Import P.7 114,19 3,4 4,1 4,9 5 ¼

BIP-Wachstumsbeiträge (2) 

9. Inlandsnachfrage  
(ohne Vorräte)

  - 1,2 1,5 1,6 1 ½

10. Vorratsveränderungen P.52 + P.53  - -0,4 0,0 0,0 -0

11. Außenbeitrag B.11  - 0,4 0,1 0,1 -0

2014: Statistisches Bundesamt: Stand: Februar 2015
2015 und 2016: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2015
2017 bis 2019: Ergebnisse der Mittelfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2015

(1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck
(2) Beitrag zur Zuwachsrate des BIP
(3) Werte auf ¼ gerundet

Tabelle 8: Projektion der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

ANHANG
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Tabelle 9:  Preisentwicklung - Deflatoren

ESA Code
2014 2014 2015 2016

2017 bis 
2019 (2)

Index
2010=100

Veränderung in % p.a.

1. BIP  106,58 1,7 2,2 1,7 2                              

2. Private Konsumausgaben (1)  105,70 0,9 1,0 1,4 1 ¾

3. Staatliche Konsumausgaben  109,49 2,6 4,3 2,6 2 ¾

4. Bruttoinvestitionen  107,39 1,1 1,7 1,7 1 ½

5. Exporte  103,89 -0,2 -0,2 0,8 1 ¼

6. Importe  104,12 -1,5 -1,5 0,8 1 ¼

2014: Statistisches Bundesamt: Stand: Februar 2015
2015 und 2016: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2015
2017 bis 2019: Ergebnisse der Mittelfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2015

(1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck
(2) Werte auf ¼ gerundet
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Tabelle 10:  Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt

2014: Statistisches Bundesamt: Stand: Februar 2015
2015 und 2016: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2015
2017 bis 2019: Ergebnisse der Mittelfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2015

(1) Erwerbstätige im Inland
(2) VGR-Definition
(3) Erwerbslose (ILO) / Erwerbspersonen
(4) BIP (preisbereinigt) / Erwerbstätige (Inland)
(5) BIP (preisbereinigt) / Arbeitsvolumen der Erwerbstätigen
(6) Werte auf ¼ gerundet, Erwerbslosenquote: Wert im letzten Projektionsjahr 2019

ESA Code
2014 2014 2015 2016

2017 bis 
2019 (6)

Niveau Veränderung in % p.a.

1. Erwerbstätige (Inland) (1) 
(Mio.)

 42,7 0,9 0,4 0,3    ¼

2. Arbeitsvolumen der Erwerbs-
tätigen (2) (Mrd. Std.)

 58,5 1,5 0,6 0,4 0

3. Erwerbslosenquote (3) (%)  - 4,7 4,7 4,8 4

4. Arbeitsproduktivität (4) 
(2005=100)

 101,7 0,7 1,1 1,4 1 ¼

5. Arbeitsproduktivität (5) 
(2005=100)

 103,1 0,1 1,0 1,2 1 ¼

6. Arbeitnehmerentgelte  
(Mrd. €)

D.1 1478,8 3,7 3,5 2,9 3

7. Arbeitnehmerentgelte je 
Arbeitnehmer (Tsd. €)

 38,7 2,5 3,0 2,6 2 ¾

ANHANG
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Tabelle 11:  Salden der Sektoren

ESA Code
2014 2015 2016

2017 bis 
2019 (1)

in % des BIP

1. Finanzierungssaldo  
gegenüber der übrigen Welt

B.9 7,6 7,8 7,6 7

darunter:  

- Saldo Waren und Dienstleistungen  6,5 6,8 6,7 6 ¼

2. Finanzierungssaldo der privaten  
Haushalte

B.9 4,8 4,6 4,5 4 ¼

3. Finanzierungssaldo des Staates EDP B.9 0,6             ¼ 0            ¼

4. Statistische Differenzen  - - - -

2014: Statistisches Bundesamt: Stand: Februar 2015
2015 und 2016: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2015
2017 bis 2019: Ergebnisse der Mittelfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2015

(1) Werte auf ¼ gerundet, Wert im letzten Projektionsjahr 2019
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Tabelle 12:  Entwicklung der Staatsfinanzen

ESA Code
2014 2014 2015 2016 2017 2018 2019

in Mrd. € in % des BIP

Finanzierungssalden (EDP B.9) der staatlichen Ebenen

1. Staat S. 13 18,0 0,6    ¼ 0       ¼    ¼    ½

2. Bund S. 1311 11,4 0,4    ¼ 0       ¼    ¼    ¼

3. Länder S. 1312 1,9 0,1     ¼    ¼    ¼    ¼    ¼

4. Gemeinden S. 1313 1,3 0,0 0    0    0    0    0    

5. Sozialversicherung S. 1314 3,4 0,1   - ¼   - ¼   - ¼    - ¼   0    

Staat insgesamt (S. 13)

6. Einnahmen, insgesamt TR 1.293,8 44,6     44 ¼     43 ¾ 44    44    44    

7. Ausgaben, insgesamt TE (1) 1.275,8 43,9 44        43 ¾     43 ¾ 43 ½ 43 ½

8. Finanzierungssaldo B.9 18,0 0,6          ¼ 0             ¼          ¼  ½

9. geleistete Vermögens-  
    einkommen D. 41 50,6 1,7 1 ½ 1 ½ 1 ½ 1 ½ 1 ½

10. Primärsaldo (2) 68,6 2,4 2    1 ½ 1 ½       1 ¾ 2    

11. Einmalmaßnahmen und  
sonstige temporäre Effekte (3) -0,7 0,0 -0    -0    -0    -0    -0    

Ausgewählte Einnahmen

12. Steuern (12=12a+12b+12c) 660,4 22,7    22 3/4     22 3/4     22 3/4     22 3/4 23    

12a. Produktions- und  
Importabgaben D.2 313,7 10,8    10 3/4     10 3/4     10 ½     10 ½    10 ½

12b. Einkommen- und  
Vermögensteuern D.5 346,8 11,9 12    12    12        12 ¼ 12 ½

12c. vermögenswirksame  
Steuern D.91 0,0 0,0 0    0    0    0    0    

13. Sozialbeiträge D.61 481,6 16,6 16 ½ 16 ½ 16 ½ 16 ½     16 3/4

14. Vermögenseinkommen D.4 23,5 0,8          3/4  ½  ½  ½  ½

15. Sonstige Einnahmen (4) 128,3 4,4       4 ¼ 4    4    4          3 3/4

16. =6. Einnahmen insgesamt TR 1.293,8 44,6     44 ¼     43 3/4 44    44    44    

nachrichtl.: Abgabenbelastung 
(D.2+D.5+D.61+D.91–D.995) (5) 1.142,1 39,3     39 ¼     39 ¼     39 ¼ 39 ½     39 3/4
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(1) Angepasst um den Nettobetrag der Zahlungen im Zusammenhang mit Swaps, so dass TR - TE= B.9.
(2) Der Primärsaldo entspricht (B.9, Zeile 8) plus (D.41, Zeile 9).
(3) Ein positives Vorzeichen zeigt defizitreduzierende Einmaleffekte an. 
(4) P.11+P.12+P.131+D.39+D.7+D.9 (außer D.91).
(5) Inkl. jener an die EU abgeführten Abgaben und inkl. einer Anpassung aufgrund nicht eingesammelter Steuern und Sozialbeiträge 
     (D.995), sofern relevant.
(6) Enthält monetäre Leistungen (D.621 und D.624) und Sachleistungen (D.631) in Bezug auf Arbeitslosenbezüge.
(7) D.29+D.4 (außer D.41)+ D.5+D.7+P.52+P.53+K.2+D.8.

Werte in den Projektionsjahren auf ¼ gerundet.

ESA Code
2014 2014 2015 2016 2017 2018 2019

in Mrd. € in % des BIP

Ausgewählte Ausgaben

17. Arbeitnehmerentgelte,  
       Vorleistungen D.1+P.2 358,8 12,4 12 ¼ 12 ¼ 12    12    11 ¾

17a. Arbeitnehmerentgelte D.1 223,9 7,7   7 ¾   7 ½   7 ½   7 ½   7 ¼

17b. Vorleistungen P.2 134,9 4,6   4 ¾   4 ¾   4 ½   4 ½   4 ½

18. Sozialleistun-
gen (18=18a+18b) 691,6 23,8 24    24    24 ¼ 24 ¼ 24 ¼

darunter: Arbeitslosenbezüge (6) 48,9 1,7   1 ¾   1 ½   1 ½   1 ½   1 ½

18a. Soziale Sachleistungen
D.6311,

D.63121,
D.63131

239,4 8,2   8 ½   8 ½   8 ½   8 ¾   8 ¾

18b. Monetäre Sozialleistungen D.62 452,2 15,6 15 ½ 15 ½ 15 ½ 15 ½ 15 ½

19. = 9. geleistete  
              Vermögenseinkommen D.41 50,6 1,7   1 ½   1 ½   1 ½   1 ½   1 ½

20. Subventionen D.3 26,5 0,9   1      1      1      1      1    

21. Bruttoanlageinvestitionen P.51 63,0 2,2   2 ¼   2 ¼   2 ¼   2 ¼   2 ¼

22. Vermögenstransfer D.9 22,4 0,8      ¾      ¾      ¾      ¾      ¾

23. Sonstige Ausgaben (7) 85,2 2,9   3      3      2 ¾   2 ¾   2 ¾

24. = 7. Ausgaben insgesamt TE (1) 1.275,8 43,9 44    43 ¾ 43 ¾ 43 ½ 43 ½

nachrichtl.:  
Konsumausgaben (nominal) P.3 561,5 19,3 19 ½ 19 ½ 19 ½ 19 ½ 19 ½
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Tabelle 13:  Projektionen bei unveränderter Politik

2014 2014 2015 2016 2017 2018 2019

Mrd. Euro in % des BIP

1. Gesamte Einnahmen bei  
unveränderter Politik

1.293,8 44,6 44 ¼ 43 ¾ 44    44    44    

2. Gesamte Ausgaben bei  
unveränderter Politik

1.275,8 43,9 44    43 ¾      43 ¾      43 ½ 43 ½

Werte in den Projektionsjahren auf ¼ gerundet.

Tabelle 14:  Bereinigungspositionen zur Bestimmung der Ausgabenreferenzgröße

2014 2014 2015 2016 2017 2018 2019

Mrd. Euro in % des BIP
1. Ausgaben für Unionsprogramme, 
die vollständig durch Einnahmen 
aus Fonds der Union ausgeglichen 
werden

3,0 0,1 0    0    0    0    0    

2. Konjunkturbedingte Ausgaben
für Arbeitslosenunterstützung 

-2,8 -0,1 0     ¼  ¼ 0    -0    

3. Effekt diskretionärer einnahme-
seitiger Maßnahmen

4,4 0,2 0    -0    0    0    0    

4. Regelgebundene  
Einnahmeerhöhungen

-6,0 -0,2 -0    -0    -0    -0    ¼

Werte in den Projektionsjahren auf ¼ gerundet.

Tabelle 15:  Entwicklung des Schuldenstands des Staates  
   

ESA Code
2014 2015 2016 2017 2018 2019

in % des BIP

1. Schuldenstand 74,7 71 ½ 68 ¾ 66    63 ¾ 61 ½

2. Veränderung des Schuldenstands -2,4     -3 ¼ -2 ¾ -2 ½ -2 ¼     -2 ¼

Beiträge zur Veränderung des Maastricht-Schuldenstands

3. Primärsaldo 2,4 2    1 ½ 1 ½      1 ¾ 2    

4. Geleistete Vermögenseinkommen D.41 1,7 1 ½ 1 ½ 1 ½ 1 ½ 1 ½

5. Sonstige Anpassungen 0,7       - ¼       - ¼       - ¼ 0             ¼

nachrichtl. 
Impliziter Zinssatz auf Schulden (1)

2,3      2 ¼      2 ¼ 2         2 ¼ 2 ½

(1) Approximiert als Verhältnis der geleisteten Vermögenseinkommen zum Schuldenstand des vorangegangenen Jahres. 

Werte in den Projektionsjahren auf ¼ gerundet.
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Tabelle 16:  Konjunkturelle Entwicklungen

ESA Code
2014 2015 2016 2017 2018 2019

in % des BIP

1. Veränderung des realen BIP  
(in % ggü. Vj.)

 1,6 1,5 1,6 1,3 1,3 1,3

2. Finanzierungssaldo B.9 0,6         ¼ 0            ¼         ¼  ½

3. geleistete Vermögenseinkommen D.41 1,7 1 ½ 1 ½ 1 ½ 1 ½ 1 ½

4. Einmalmaßnahmen und sonstige  
temporäre Effekte (1)

0,0 -0    -0    -0    -0    -0    

5. Potentialwachstum (in % ggü. Vj.) 1,4 1,4 1,4 1,3 1,2 1,1

Wachstumsbeiträge (%-Punkte):

- Arbeit 0,5  ½          ¼          ¼ 0    -0    

- Kapital 0,3         ¼          ¼  ½ ½ ½

-Totale Faktorproduktivität 0,5  ½          ¾         ¾         ¾         ¾

6. Produktionslücke -0,8       - ¾ - ½       - ¼      - ¼ 0    

7. Konjunktureller Finanzierungssaldo  -0,4       - ¼        - ¼       - ¼ -0    0    

8. Konjunkturbereinigter Finanzierungs-
saldo (2-7)

 1,1         ¾          ¼  ½ ½  ½

9. Konjunkturbereinigter Primärsaldo (8+3)  2,8      2 ¼       1 ¾      1 ¾     1 ¾ 2    

10. Struktureller Finanzierunssaldo (8-4)  1,1         ¾          ¼  ½ ½ ½

(1) Ein positives Vorzeichen zeigt defizitreduzierende Einmaleffekte an.

Werte betreffend das Staatskonto in den Projektionsjahren auf ¼ gerundet.
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Tabelle 17:  Gegenüberstellungen der Projektionen des Stabilitätsprogramms  
   April 2015 und des Stabilitätsprogramms April 2014

ESA Code 2014 2015 2016 2017 2018 2019

Veränderung des realen BIP 
(in % ggü. Vj.)

Projektion April 2014 1,8 2,0 1,4 1,4 1,4 -

Projektion April 2015 1,6 1,5 1,6 1,3 1,3 1,3

Differenz -0,2 -0,5 0,2 -0,1 -0,1 -

Finanzierungssaldo 
(in % des BIP)

B.9

Projektion April 2014 0    0    0      ½   ½ -

Projektion April 2015 0,6         ¼ 0             ¼          ¼   ½

Differenz 0,5         ¼       - ¼ -0    0    -

Schuldenstand
(in % des BIP)

Projektion April 2014 76    72 ½ 70       67 ½ 65    -

Projektion April 2015 74,7 71 ½    68 ¾ 66       63 ¾ 61 ½

Differenz - - - - - -

Werte in den Projektionsjahren auf ¼ gerundet.
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2010 2020 2030 2040 2050 2060

Ausgaben in % des BIP 
(pessimistische Basisvariante „T-“ / optimistische Basisvariante „T+“)

Alterssicherungsausgaben (1) 10,3 10,0 / 9,9 11,2 / 10,5 12,4 / 11,7 13,4 / 12,3 14,5 / 13,0

Gesundheitsausgaben (2)

Gesetzliche Krankenversicherung 
und Beihilfe

7,3 7,8 / 7,8 8,2 / 8,0 8,7 / 8,3 8,9 / 8,3 8,9 / 8,2

Pflegeausgaben (3) 0,9 0,9 / 0,9 1,0 / 0,9 1,1 / 0,9 1,2 / 0,9 1,1 / 0,8

Leistungen an Arbeitslose (4) 3,5 2,2 / 2,0 2,7 / 1,6 2,7 / 1,6 2,7 / 1,6 2,7 / 1,6

Ausgaben für Bildung und  
Kinderbetreuung (5)

3,7 3,3 / 3,3 3,4 / 3,5 3,4 / 3,7 3,3 / 3,6 3,3 / 3,6

Ausgaben für den  
Familienleistungsausgleich (6)

1,9 1,4 / 1,4 1,5 / 1,5 1,5 / 1,6 1,4 / 1,5 1,5 / 1,6

Altersabhängige Ausgaben 
gesamt 

27,6 25,7 / 25,4 27,9 / 26,0 29,7 / 27,7 30,9 / 28,2 32,0 / 28,7

Annahmen

Produktivitätsfortschritt (%) (7) 0,5 1,5 / 1,5 1,9 / 2,1 1,7 /  2,0 1,6 / 1,8 1,6 / 1,9

BIP-Wachstum (%) 1,3 1,3 / 1,6 0,9 / 1,6 1,1 / 1,6 0,9 / 1,6 0,8 / 1,5

Erwerbsquoten (%)

- Männer (15 bis 64) 84,1 86,0 / 85,4 86,9 / 86,8 87,2 / 86,5 87,0 / 86,4 87,2 / 86,8

- Frauen (15 bis 64) 73,9 79,4 / 78,1 81,5 / 80,7 82,1 / 80,7 81,9 / 80,5 82,3 / 80,9

Erwerbslosenquote (%) 6,8 4,4 / 4,0 5,8 / 3,4 5,8 / 3,4 5,8 / 3,4 5,8 / 3,4

Altenquotient 31,1 36,1 / 35,4 48,9 / 46,4 57,1 / 51,5 60,4 / 51,6 64,9 / 53,3

Bevölkerung insgesamt (Mio.) 81,7 79,6 / 80,5 77,5 / 80,0 74,6 / 78,8 70,9 / 76,9 66,8 / 75,1

Bevölkerung 65+ (Mio.) 16,8 18,5 / 18,3 22,3 / 21,8 24,0 / 23,2 23,7 / 22,8 23,3 / 22,6

Tabelle 18:  Entwicklung altersabhängiger Staatsausgaben in langfristiger  
   Perspektive
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Ausgewiesen werden um Querzahlungen zwischen den Teilbudgets konsolidierte Werte. Stand der Projektionen (2020-2060): 
Basisjahr 2012, Daten- und Rechtsstand 1.1.2013.

Quellen: Istwerte 2010: StatBA, DRV, BMG, BA, BMAS, BMF, BMFSFJ; Projektionen (2020 – 2060): Professor Martin Werding in 
Zusammenarbeit mit dem ifo-Institut (2014), Zwischenaktualisierung im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen,

(1) Gesetzliche Rentenversicherung und Beamtenversorgung
(2) Gesetzliche Krankenversicherung und Beihilfe für Beamte und anspruchsberechtige Angehörige
(3) Soziale Pflegeversicherung
(4) Arbeitslosenversicherung, sonstige Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit und Grundsicherung für Arbeitsuchende  
     (inkl. Kosten der Unterkunft)
(5) Öffentliche Bildungsausgaben (inkl. Einrichtungen zur Kinderbetreuung) laut Abgrenzung des Bildungsfinanzberichts (ohne   
     Berücksichtigung der Mittel für Forschung und Entwicklung an Hochschulen)
(6) Kindergeld, Kinderfreibeträge lt. EStG, Elterngeld
(7) Gemessen an der Arbeitsproduktivität

Anmerkungen: Ausgewiesen wird eine durchgängig leicht pessimistische Variante „T-„ und eine leicht optimistische Variante 
„T+“. Angaben zum Produktivitätsfortschritt und zum BIP-Wachstum beziehen sich auf Veränderungen gegenüber dem Vorjahr. 
Im Falle des Altenquotienten ist die Abgrenzung der Bevölkerung im Erwerbsalter 15 bis 64.

Tabelle 20:  Eventualverbindlichkeiten

% des BIP 2014

Öffentliche Garantien 18,2*

darunter: im Zusammenhang mit dem Finanzsektor 0,8

* Jahr 2013

Tabelle 19:  Technische Annahmen

2014 2015 2016
2017 
bis 

2019
Kurzfristige Zinsen 
(Jahresdurchschnitt, in %)

0,16 0,05 0,05 0,05

US-Dollar/Euro-Wechselkurs
(Jahresdurchschnitt)

1,33 1,22 1,22 1,22

Wachstum deutscher Absatzmärkte (1)       3,2       3 ¼       4 ½       4 ¾

ÖL-Preis (Brent, USD/Barrel) 99 59 59 59

(1) Werte auf ¼ gerundet.

Tabelle 18:  Fortsetzung
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